
2. Aus- und Fortbildung in der öffentlichen
Verwaltung

Der öffentliche Dienst beschäftigte 1980 mit 4,4 Millionen Beschäftigten
nahezu jeden fünften der insgesamt 22,96 Millionen abhängig Erwerbs
tätigen in der Bundesrepublik^. Bereits diese Zahl verdeutlicht die ar-
beitsmarkt- und beschäftigungspolitische Bedeutung öffentHcher Ar
beitgeber. Es gab Zeiten, da stellte der öffentliche Dienst nahezu jeden
zweiten Hochschulabsolventen ein, der mit erfolgreichem Abschluß aus
dem verwaltungsexternen (in Abhebung zum verwaltungsintemen) Bil
dungssystem ausschied^. Aber auch als Ausbildungsträger tritt die Ver
waltung auf. Dabei greift sie auf ein System verwaltungsinterner Schu
len, Institute und Fachhochschulen zurück'.

Ausgebildet wird in traditionellen Handwerks- und kaufmännischen Berufen, in dem neu
konzipierten und zukunftsträchtigen Beruf des Verwaltungsfachangestellten sowie für den
Nachwuchs des mittleren, gehobenen und auch höheren (Referendarausbildung) Verwal
tungsdienstes. Insgesamt muß allerdings festgestellt werden, daß sich die Aushildungsan-
strengungen des öffentlichen Dienstes vornehmlich - und damit einseitig - auf die Schulung
des Beamtennachwuchses konzentrieren. Diese Statusgruppe umfaßt aber nur etwa 50 % des
Personalkörpers''. Diese einseitige Ausrichtung der Ausbildungsbemühungen des öffentli
chen Dienstes wird an folgenden Zahlen deutlich: Obgleich die Zahl der Angestellten und
Arbeiterin diesem Sektor die 2-Millionen-Marke überschreitet, gehörte 1981 von den 1,676
Millionen Auszubildenden, die in einem staathch anerkannten Ausbildungsberuf nach dem
BBiG standen, nur 54 300 dem öffentlichen Dienst an. Diese bescheidene Zahl ist weder ver-

1 Bundesamt für Statistik (Hrsg.), Personal der öffendichen Haushalte - Beschäftigte und
Ausgaben 1965-1980, in: Fachserie: Wirtschaft und Statistik 12, 1982, S.918.

2 Hier waren es vor allem die angehenden Lehrer. Aber auch viele Juristen, Diplom-Inge-
lueure, Wirtschafts- und Sozialwissenschaftler fanden in der öffentlichen Verwaltung ei
nen Arbeitsplatz. In den nächsten Jahren wird der öffentliche Dienst nur noch im gerin
gen Umfange als Nachfrager auf dem Arbeitsmarkt in Erscheinung treten. Entscheidend
hierfür ist, daß sich die Expansion des öffentlichen Dienstes abflacht. Vgl. hierzu Hart-
kopf, G., ÖD - kein Faß ohne Boden, aaO, S.4.

3 Die gesamte Beamtenausbildung wird verwaltungsintem durchgeführt. Das ist von der
Konzeption her gesehen iticht unproblematisch, da in einer piägungsintensiven Phase
junge Menschen - statt sie in die Gesellschaft zu integrieren und sie im allgemeinen Bil
dungssystem zu qualifizieren-kaserniert werden. Vgl. hierzu 3.uchMeixner, H. £., Die
Ausbildung des gehobenen nicht-technischen Verwaltungsdienstes des Bundes - Kon
zeption und Organisation des Aushildungsganges, in: PersV 11, 1979, S.452ff. und die
dort angegebene Literatur.

4 Hansen, aaO, S. 168.
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einbar mit den Anstrengungen von Handel, Wirtschaft und Handwerk noch mit den Appel
len der Politiker, der Jugendarbeitslosigkeit durch ein vermehrtes Ausbildungsangebot ent
gegenzuwirken.

Das Ausbildungssystem der öffentlichen Verwaltung wird durch ein
umfangreiches Fortbildungsangebot ergänzt. Der systematische Aufbau
der dienstbezogenen Fortbildung setzte zeitHch etwa um das Jahr 1970 ein
und ist, mißt man es an den Anstrengungen der Wirtschaft, erst im Aufbau
begriffen. In der Wirtschaft hat man sich wesentlich früher, intensiver und
wohl auch konsequenter der Weiterbildung zugewandt®.
Der Stellenwert, den man der dienstlichen Fortbildung in den 60er Jahren seitens des öf-

fendichen Dienstes beimaß, läßt sich eindrucksvoll an denJHaushaltsansätzen dieser Jahre
ablesen. So standen in den Jahren 1964 und 1965 im Bundeshaushalt bei einem Gesamtvolu
men von rund 60 Milliarden DM insgesamt für die Fortbildung von 45 000 Bediensteten le
diglich 50000 DM zur Verfügung®. Ab 1966 wurde für die Aus- und Fortbildung im Ge
schäftsbereich des Bundesministers des Innern ein zusätzlicher Titel: »Kosten der Fortbil
dung von Beamten zum Zwecke ihrer Verwendung bei internationalen Organisationen« in
Höhe von 296 000 DM, der bis 1969 auf 500000 DM erhöht wurde, eingeführt^. Bereits 1973
standen dann aber allein der Bundesakademie für öffentliche Verwaltung 5,389 Millionen
DM zur Verfügung®.

21. Das Aus- und Fortbildungssystem als Teil der Verwaltung

Bildungs- und Beschäftigungssystem stehen zueinander in einer engen
quantitativen und qualitativen Wechselwirkung. Das wird im öffentli
chen Dienst besonders deutlich an dem Laufbahngruppensystem, das
den Zugang zu den Verwendungsbereichen der Verwaltungslaufbahnen
von den Bildungs- und Ausbiloungsabschlüssen abhängig macht^. Die

5 Diese Feststellung traf der für die Fortbildung zuständige Staatssekretär im Bundesin-
nenministeriümDr. G. Hartkopf. Vgl. hierzuHartkopf G., Organisatorische und wirt
schaftliche Voraussetzungen einer integrierten Fortbildung, in: VuF 1, 1973, S. 19. Vgl.
auch Genscher, H. D., Funktion und Bedeutung des öffentlichen Dienstes in der moder
nen Industriegesellschaft, in: Genscher, Vogel, Rauft u.a., Bildungsreform- Bilanz und
Prognose, Bad Godesberg 1973; ebendaScÄii/er, H., Aus- und Fortbildung im öffentli
chen Dienst- Grundlagen und Ziele einer Reform, S. 163 H.,Kern, £., Herausforderung
an Aus- und Fortbildung im öffenthchen Dienst, in: Genscher, v. Cuhe, Lutterbeck, v.
Oertzen u. a., Moderne Mittel des Verwaltungshandelns, Bad Godesberg 1970, S. 119.

6 Toupen,H., DGBfürbessereFortbildungimöffentlichenDienst,in:VuF2,1975,8.64.
7 ebenda, S. 64, sowie Kröger, W. G., Reform der Berufsbildung im öffentlichen Dienst

aus der Sicht des Deutschen Beamtenbundes, in: VuF 1, 1975, S.31.
8 Schwehhach, W., Zur Frage der Wirtschaftlichkeit von Fortbildungsmaßnahmen im öf

fentlichen Dienst, in: VuF 3, 1974, S. 127.
9 Wiese, aaO, S.69ff.; Minz, aaO, S.57ff.
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quantitativen Aspekte dieser Wechselwirkung sind gekennzeichnet
durch Überlegungen, wie die ständig zunehmende Zahl höherqüalifizier-
ter Bewerber sinnvoll in das Beschäftigungssystem eingefädelt werden
kann.

Unter dem Schlagwort der vertikalen Substitution wird dieses Problem diskutiert. Da
immer mehrhöherqualifizierte Bewerber das Bildungssystem verlassen, stellt sich die Frage,
wo und unter welchen Bedingungen diese Überqualifizierten im Arbeitsprozeß einer Ver-
walmng Beschäftigung finden können. Häufig ist dies nur durch einen Neuzuschnitt der
Organisationsstruktur möglich.

Die qualitativen, inhaltlichen Wechselwirkungen von Bildungs- und
Beschäftigungssystem sind vielfältig. So erforderten die höheren wissen
schaftlichen Anforderungen im Beschäftigungssystem vor allem in den
Funktionsbereichen der mittleren und gehobenen Führungskräfte eine
Anhebung der Ausbildungsqualität. Das zweite Gesetz zur Anderimg be
amtenrechtlicher Vorschriften vom 18. August 1976 schaffte für diese
notwendige Verbesserung der beruflichen Bildung die Grundlage^".
So wurde die Ausbildung des gehobenen Dienstes auf die Bildungsebene der Fachhoch

schulen angehoben und der Studiengang »wissenschafdich ausgerichtet und zugleich praxis
nah gestaltet« Mit der Anhebung der Qualifikationen sollte gleichzeitig ein Neuzuschnitt
der Dienstposten des gehobenen Dienstes erfolgen. Dabei war vorgesehen, den gehobenen
Dienst von Roudneaufgaben zu entlasten und mit qualifizierten Aufgaben des höheren
Dienstes anzureichern'^. Zu dieser notwendigen organisatorischen Ergänzung der Ausbil
dungsreform ist es allerdings nicht gekommen.

211. Tarif- und laufbahnrechtliche Aspekte der Aus- und Fortbildung

Die Personalstruktur des öffentHchen Dienstes ist heterogen. Sie setzt
sich aus der Statusgruppe der Beamten, Richter und Soldaten (47,5 %),
der Statusgruppe der Angestellten (30,2 %) und die der Arbeiter (22,3 %)
zusammen^^. Diese drei Statusgruppen unterscheiden sich in ihrer
Rechtsstellung voneinander. Beamte i.w.S. stehen in einem öffendich-

10 Beamtenrechtsrahmengesetz (BRRG) vom 3.1.1977, BGBl.I, S.21.
11 BLV - neu -, aaO, S. 7. ,
12 Es war daran gedacht, etwa 10 % der Aufgaben des höheren Verwalmngsdienstes auf

Funktionsbereiche des gehobenen Dienstes abzuschichten. Im gleiehen Zuge soUte der
gehobene Dienst von Routineaufgaben durch Abschichtung auf den mittleren Dienst
entlastet werden. Dieses Modell ist aus personalpohtischen Erwägungen kaum durch
führbar. Vgl. hierzu Meixner, H. £., Die Fachhochschulausbildung des Bundes - An
spruch und Wirklichkeit, in: BwV 11, 1976, S. 226ff., und die dort angegebene Litera
tur.

13 Hansen, aaO, S. 168.
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rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis, das durch Gesetz, Rechtsver
ordnungen und VerwaltungsVorschriften ausgestaltet wird. Die rechtliche
Stellung der Angestellten und Arbeiter weist öffentlich-rechtliche und
privatrechtliche Bestandteile auf^''.

Insgesamt sind die Konturen dieser unterschiedlichen Rechtsstellung in den letzten Jahren
verblaßt. So enthält etwa der Bundesangestelltentarifvertrag von 1961 (BAT) eine Reihe be
amtenrechtlicher Regelungen^®, zum Beispiel auch eine Generalklausel, die den Angestellten
verpflichtet, »sich so zu verhalten, wie es von den Angehörigen des öffentÜchen Dienstes
erwartet wird« Bezogen auf die Fortbildung läßt sich hieraus - vergleichbar mit den Beam
ten-eine Pflicht des Mitarbeiters ableiten, sich fortzubilden. Was die Ausbildung anbetrifft,
so ist hier abweichend von den Beamtengesetzen für die Angestellten und Arbeiter das Be-
rufsbüdungsgesetz maßgebend.

Neben den unterschiedlichen Statusgruppen ist die Heterogenität des
öffentlichen Dienstes auch durch ein differenziertes Laufbahngruppen
system gekennzeichnet.

212. Beziehungen und Überschneidungen zu den Gestaltungshereichen
cler Verwaltung

Maßnahmen der Aus- und Fortbildung dienen neben der individuellen
Laufbahnplanung der Entwicklung und Förderung der Mitarbeiterqua
lifikation. Eine systematische und bedarfsabgestimmte Steuerung der
hierzu erforderlichen Aktivitäten erfolgt im Rahmen einer umfassenden
Personälplanung und in Abstimmung mit den Subkomponenten der Per
sonalbedarfsplanung, der Personalbeschaffung, des Personaleinsatzes,
der Personalfreistellung und der Personalentwicklung". In diesem Pla
nungssystem ist es das Ziel der Personalentwicklung, die individuellen
Entwicklungs- und beruflichen Aufstiegsziele der Mitarbeiter mit den
Zielen der Verwaltung in Einklang zu bringen. Als Subkomponente der
Personalplanung steht die Personalentwicklung sowohl mit den anderen
Querschnittsfunktionen (Planung, Haushalt, Organisation) als auch den
Fachfunktionen in einer engen Beziehung^®.

14 Minz, aaO, S.76; Wiese, aaO, S.59.
15 Thieme, W., Verwaltungslehre, 3. Aufl. Köln, Berlin, Bonn, München 1977.
16 Minz, aaO, S.76.
17 Meixner, Personalpolitik, aaO, S.9ff.
18 Die Querschnittsfunktionen sind bei den Gemeinden im Hauptamt zusammengefaßt,

die Fachfunktionen werden von den Fachabteilungen wahrgenommen. Bei Bund und
Ländern liegen die Querschnittsaufgaben in der Zentralabteilung. Vgl. Meixner, Perso
nalpolitik, aaO, S. 143 ff.
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In der organisatorischen Gliederung der Verwaltung werden die Auf
gaben der Aus- und Fortbildung meist gesondert als eine Organisations
einheit der Zentraleinheit (ZentralabteUung bei Bundes- und Landesbe
hörden) oder des Hauptamtes (Gemeinden) ausgewiesen. Aufgaben die
ser zentralen Einrichtung sind neben konzeptionellen Aufgaben wie
- Gestaltung der Ausbildung nach rechtÜchen Vorgaben,
- Entwicklung einer Fortbildungsphilosophie
Planungs- und Kontrollaufgaben sowie Koordinierungsaufgaben.

Auf dem Ausbildungssektor lassen die gesetzlichen Rahmenbedingungen nur einen gerin
gen Spielraum in der Ausgestaltung des Ausbildungsganges zu. Hier kommt es vornehmlich
auf eine Koordination der theoretischen und berufspraktischen Ausbildungsschritte an.
Die Gestaltung der dienstlichen Fortbildung erfordert dagegen konzeptionelle Grundla

genarbeit. Hier ist der Gestaltungsrahmen breit gespannt. In einer Fortbildungsphilosophie
sind die Ziele, Adressaten, Methoden und Inhalte der Fortbildung festzulegen''.
Um die fachbezogenen Lernzielbereiche bestimmen zu können, werden häufig Mitarbei

ter der Fachabteilungen herangezogen. Sie bringen dann als Fortbildungsheauftragte den
Fortbildungshedarf ihrer Fachabteilung in die zentrale Fortbildungsplanung ein^".

213. Karrieregestaltung und Laufltahnplanung

Der berufliche Werdegang eines Mitarbeiters ist im öffentlichen Dienst
durch Laufbahnstrukturen vorgezeichnet. Dieses Laufbahnsystem ist ge
kennzeichnet durch Laufbahngruppen (vertikale Gliederung: einfacher,
mittlerer, gehobener und höherer Dienst) und durch Laufbahnen (hori
zontale Gliederung: allgemeiner Verwaltungsdienst, technischer Ver
waltungsdienst) 2^. Maf5gebend für den beruflichen Einstieg ist der Bil
dungsabschluß eines Bewerbers. Er entscheidet, welcher Laufbahngruppe
ein Bewerber zugeordnet wird.

So ist für den gehobenen Dienst der erfolgreiche Abschluß einer Fachhochschulausbil
dung und für den höheren Dienst ein wissenschaftliches Studium an einer Hochschule (im
traditionellen Sinne) zwingend^^. Innerhalb der Laufbahngruppen wird nach Laufbahnen

19 Stiefel, R. Th., Fortbildungsphilosophie und Programmplanung, Köln, Berlin, Bonn,
München 1973.

20 KGSt, Fortbildung in der Kommunalverwaltung - Gutachten -, Köln 1974;Jäckering
W., Schwebbach, W., Voelkner, J., Lernorganisation in der dienstlichen Fortbildung,
Köln, Berlin, Bonn, München 1980; Wittwer, W., Weiterbildung im Betrieb —Darstel
lung und Analyse, München, Wien, Baltimore 1982, S.43ff. u. S.99ff.

21 Wiese, aaO, S. 59{{.; Meixner, Personalpolitik, aaO, S.75ff.
22 Vgl. hierzu auchScÄe/o, F., Beamter bei Behörden des Bundes (höherer Dienst), in: Blät

ter zur Berufskunde, Bundesanstalt für Arbeit (Hrsg.), Bd. 3, 4. Aufl. 1981; Aletz, M.,
Zängel, S., Beamter/Beamtin bei Behörden der Länder - höherer Dienst, in: Blätter zur
Berufskunde, Bundesanstalt für Arbeit (Hrsg.), Bd.3, 1981, S.30ff.
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differenziert. Jede Laufbahn umfaßt mehrere Beförderungsebenen und zahlreiche Dienstpo-
sten^^.

Zu den wesentlichen Kriterien des Laufbahnprinzips ist der Grundsatz zu zählen, daß
Sprungbeförderungen - anders als bei Angestellten und Arbeitern - nicht zulässig sind. Ein
Beamter beginnt somit nach dem Vorbereitungsdienst grundsätzlich als Beamter auf Probe
im Eingangsamt der jeweiligen Laufbahngruppe. Nach der Probezeit wird dem Beamten
durch Anstellung das Eingangsamt seiner Laufbahn übertragen^''.

Betrachtet man einmal das Hineinwachsen eines Mitarbeiters in die Be
rufswelt bis hin zum Ausscheiden aus dem Erwerbsleben, dann lassen sich
drei abgrenzbare Phasen bezogen auf den Werdegang eines Beamten nen
nen:

- der berufliche Vorlauf
- Vorbildung
- Ausbildung
- Vorbereitungsdienst

- die berufliche Werdegangsgestaltung
- Entwicklungsphase
- Phase der Verwendungsbreite
- Aufbau- und Förderungsphase

- der berufliche Abgang
Zur Qualifizierung des Mitarbeiters ist theoretische, aber auch prakti

sche Erfahrung erforderlich. In diesem Spannungsfeld vollzieht sich die
Personalsteuerung mit ihrem systematischen Wechsel von Verwen
dungsabfolgen (job rotation, level drift) und parallel geschalteten Aus-
und Fortbildungsphasen.

Dieses Ablaufschema gilt gleichermaßen für die Quahfizierung in der Phase des berufli
chen Vorlaufs wie auch später im Rahmen der berufÜchen Werdegangsgestalfung. Da in Zif
fer 22. auf den beruflichen Vorlauf noch ausführhcher eingegangen wird, soll hier die beruf
liche Werdegangsgestaltung angesprochen werden. Zwar unterstellt das Laufbahnrecht, daß
ein Beamter aufgrund seiner Ausbildungsqualifikation für alle Beförderungsämter seiner
Laufbahn' qualifiziert ist, doch dürfte unstrittig sein, daß diese Basisqualifikation einer wei
teren Ausformung im Rahmen einer Verwendungs- und Karrieregestaltung bedarf^®. Dabei
wird das Streben der Mitarbeiter nach beruflicher Entfaltung im Beförderungssystem ge
nutzt^'. \

23 Meixner, Personalpolitik, aaO, S.SOf.
24 Wiese, aaO, S.69f.
25 Vgl. hierzu Metz, Zängel, aaO, S.17ff.
26 Neben der Selektionsfunktion (Auswahl geeigneter Nachwuchskräfte) geht von einer

Beförderung auch ein Anreiz aus (Anreizfunktion): Eine in Aussicht gestellte Beförde
rung motiviert Mitarbeiter, Dinge zu tun, die sie ansonsten nicht tun würden. Dieses
»Beförderungsstreben« wird für die berufliche Qualifizierung genutzt. Im öffentlichen
Dienst zeichnen sich heute allerdings Probleme ab, da infolge der starken Verjüngung es
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Der Anreiz einer Beförderung ist eine wichtige Voraussetzung, damit
sich Mitarbeiter freiwillig dem Prozeß der Qualifizierung unterwerfen.
Ebenso wie nicht jede beuebige Fortbildungsmaßnahme zu einer Höher
qualifikation führt, sondern auf die organisatorischen Belange und die
Bildungsbedürfnisse der Mitarbeiter abzustimmen ist, kann eine Verset
zung in neue Aufgabenbereiche (job rotation) nicht einfach von mehr oder
weniger zufällig auftretenden Vakanzen abhängig gemacht werden. Die
Abfolge von Umsetzungen muß daher planvoll und aufeinander abge
stimmt erfolgen.
Die systematische berufsfeldbezogene Entwicklung von Mitarbeiter

potentialen setzt daher detaillierte Kenntnisse über me Anforderungs
struktur der Dienstposten voraus. Bezogen auf den gehobenen und
höheren Verwaltungsdienst lassen sich dabei die folgenden Kategorien
nennen^':

- allgemeine Managementkenntnisse, -fertigkeiten und -fähigkeiten wie
z.B. Planungstechniken und Entscheidungsmethoden,

- Führungsfähigkeiten, -fertigkeiten, -kenntnisse,
- allgemeine und spezielle Fachkenntnisse und Fertigkeiten.

Mit Hilfe dieser Kategorien sind die Dienstposten einer Verwaltung zu beschreiben. Es ist
aber keinesfalls so, daß auf allen Dienstposten den einzelnen Kategorien die gleiche Bedeu
tung zukommt. Diese Feststellung gilt sowohl in vertikaler (Beförderungsebenen) als auch in
horizontaler Richtung (Laufbahnen, Funktionsgruppen). Als Faustformel kann man trotz
der gebotenen Differenzierung festhalten: Je höher die Managementebene, desto mehr do
minieren allgemeine Managementfunktionen über die fachspezifischen Funktionen. Das
Maß der Umgewichtung ist aber abhängig vom Grad der Spezialisierung in einer Laufbahn
oder einer Funktionsgruppe. So kann man etwa im technischen Verwaltungsdienst eine kon
tinuierliche Umgewichtung von den Eingangsämtem hin zu den Befördemngsämtem fest
stellen, während sich in der allgemeinen (nicht-technischen) Verwaltung traditionell eine
Generalistenstruktur herausgebildet hat. Hier nimmt meist der gehobene Dienst die Spe
zialistenfunktionen wahr. Die folgende Abbildung soll den vermuteten Zusammenhang
zwischen Qualifikation und Managementebene verdeutlichen^®:

Mit steigender Managementebene verlagern sich die Anteile der Spe
zialistenaufgaben hin zu den Generalistenaufgaben. Während die fach
spezifischen Inhalte Gegenstand der Ausbildung sind, vermißt man in un
serem Ausbildungssystem auch heute noch die Vermitdung von allgemei
nen Managementkenntnissen und -fertigkeiten und die Förderung der
Führungsbefähigung. Diese müssen daher am Arbeitsplatz (training on
the job) und in der Fortbildung (training off the job) erworben werden.

zu einem Beförderungs- und Verwendungsstau gekommen ist. Vgl. hierzu Meixner,
Personalpolitik, aaO, S. 98 ff.

27 ebenda, S.69ff. und 80f.
28 ebenda, S.70.
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Systematisierung der Anforderungs- und Qualifikationsstruktur; znsiMeixner, Personalpo
litik, S.80.

Auf der Basis der Anforderungs- und Qualifikationsstruktur werden
Dienstposten zu Verwendungsbereichen zusammengefaßt. Im Idealfall
umfaßt dieses Werdegangssystem ein ganzes Berufsleben. Als Zuord-
nunpsystem ist es eine Planungshilfe der Personalsteuerung und dient
der Besseren bedarfsgerechten Entfaltung von Mitarbeiterpotentialen. In
diesem System ist der Werdegang als zeitlich (Stehzeit in einer Verwen
dung) und inhaltlich (Verwendungsabfolge) bestimmter Weg in einem
Verwendungsbereich zu definieren.

Jede neue Verwendung zielt in diesem System daher auf eine kontinu-
ierhche Zunahme an Belastung und Qualifikation. Der berufliche Werde
gang vollzieht sich in den drei Phasen:
- der Entwicklungsverwendung mit den Komponenten
- on the job: Einstiegsverwendung (Assistentenstellen)
- off the job: Einführungsfortbildung

- der Verwendungsbreite mit den Komponenten
- on the job: horizontale Umsetzungen in gleichartige Funktionen und

Umsetzungen entsprechend der Philosophie des job enlargement
(andersartige, aber gleichwertige Funktionen),

- off the job: allgemeine und funmonsspezifische Anpassungsfortbil
dung,

- der Aufbauverwendung mit den Komponenten
- on the job: vertikale Umsetzung in andersartige, aber höherwertige

Funktionen,
- off the job: Förderungsfortbildung
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- Förderungsfortb..

7. Verwendung

Zeitachse

'  allgemeine Anpassungsfortbildung
Das Werdegangsmodell; aus: Meixner^ Personalpolitik, S. 118.

In der Entwicklungsverwendung arbeitet sich der Mitarbeiter in die
praktischen Aufgaben einer Verwaltung ein. Dieses Einarbeiten wird
durch gezielte Fortbildungsmaßnahmen unterstützt. Eine weitere Kom
ponente ist die Auswahl und Vorbereitung der Vorgesetzten, die den
Verwaltungsnachwuchs zu betreuen haben.
Eine erste Vorentscheidung für die Werdegangsgestaltung wird in der

zweiten Phase, der Verwendungsbreite, getroffen. Der Nachwuchs, von
dem erwartet werden kann, daß er sich für leitende Aufgaben im besonde
ren Maße eignet, wird in hierfür besonders förderliche Verwendungen ge
steuert. Das könnten beispielsweise Querschnittsaufgaben sein. Maßge
bend für diese Entscheidung sind neben herkömmlichen Auswahlmitteln
wie beispielsweise den Einstellungsverfahren, der Verwendungs- und Lei
stungsbeurteilung auch Erkenntnisse, die man in hierzu zugeschnittenen
Fortbildungsabschnitten gewinnt.
Der dritten Phase, der Aufbauverwendung, ist ein Assessment-Cen-

ter-Programm^° vorgeschaltet. Neben dem E^ntwickeln und Ausformen
von Führungstechniken und Führungsverhalten werden Stärken und
Schwächen des Nachwuchses analysiert und auch geschult. Fiiermit wird
eine wichtige Entscheidungsgrundlage geschaffen, um Mitarbeitern durch
gezielte Folgeverwendungen noch fehlendes Rüstzeug an die Hand zu ge
ben.

29 ebenda, S. 118.
30 Jeserich, aaO.
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22. Die Ausbildungssituation in der Verwaltung

Die Ausbildungssituation im öffentlichen Dienst wird - heute noch - cha
rakterisiert durch folgende Merkmale:

1. Die Ausbildungsinhalte sind in der Regel auf verwaltungstypische
Berufsbilder zugeschnitten. Damit ist die Mobilität von Absolventen die
ser Ausbildungsgänge außerhalb des öffentlichen Dienstes gering^^.

2. Die Ausbildung erfolgt vornehmhch verwaltungsintern^^. Das hat
- etwa bei den Beamten- dienstrechthche Konsequenzen. Sie stehen in ei
nem Beamtenverhältnis als Beamte auf Widerruf. Neben einer starken
Einflußnahme des Dienstherrn auf seine »Studierenden« erlaubt es die
verwaltungsinterne Struktur, daß der Dienstherr auf das Ausbildungssy
stem Einfluß nehmen kann.

3. Die Zulassung zu den verwaltungsinternen Ausbildungsgängen er
folgt nach dem Bedarfsprinzip^^. Es werden nur so viele Bewerber zur
Ausbildung zugelassen, wie es dem tatsächlichen Bedarf der Verwaltung
entspricht.
4. Die Ausbildung erfolgt differenziert nach den Statusgruppen der

Arbeiter und Angestellten einerseits und den Beamten andererseits. Dabei
ist im Trend festzustellen, daß sich die Ausbildungsbemühungen vor
nehmlich auf die Beamtenausbildung konzentrieren. Die Anstrengungen
für eine quantitativ und qualitativ angemessene Ausbildung von Arbeitern
und Angestellten standen bislang in keinem Verhältnis zu den Erforder-
nissen^'^.

5. Bei der Beamtenausbildung wird zwischen Laufbahngruppen und
Laufbahnen differenziert. Durch ein gemeinsam zu durchlaufendes

31 Das gilt im besonderen Maße für die Beamtenausbildung. Hier gibt es außerhalb der
Verwaltung keine vergleichbaren Berufsbilder. Hinzu kommt, daß die versorgungs
rechtlichen Rahmenbedingungen einen Wechsel erschweren. Dahinter steht die Philo
sophie, daß der Beamtenberuf ein Beruf auf Lebenszeit ist (Lebenszeitprinzip). Ein be
sonderer Problembereich ist die Lehrerausbildung. Sie erfolgt zwar verwaltungsextem
bis zum ersten Staatsexamen, sie ist aber in den Prüfungsordnungen auf ein öffentKch-
rechtliches Beschäftigungsverhältnis angelegt.

32 Damit stehen etwa die Studierenden an den verwaltungsinternen Fachhochschulen in ei
nem Beamtenverhältnis.

33 In dieser Frage wird sich in den nächsten Jahren sicherlich noch das eine oder andere be
wegen. Man macht der Verwaltung vor allem den Vorwurf, hier werde eine »Studenten
gruppe« privilegiert.

34 Auch in der Wirtschaft lassen sich auf diesem Feld Einseitigkeiten ausmachen. So berich
tet Wittwer von einer Untersuchung, wonach nur 13 % der ungelernten und der ange
lernten Arbeiter weiter geschult werden, 23 % der Facharbeiter, 55-60 % der Angestell
ten, aber 74 % der Führungskräfte. Wittwer, aaO, S. 49.
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Grundstudium versucht der Bund, im Ausbildungsgang des gehobenen
Dienstes auf eine stärkere Angleichung der Laufbannen hinzuwirken.
6. Die allgemeine Bildungsreform, wie sie seit Mitte der 60er Jahre ein

geleitet wurde, hat sich auch auf das Bildungswesen des öffentlichen Dien
stes ausgewirkt (Verwaltungsfachangestellter, Fachhochschulausbildung
für den gehobenen Dienst).

221. Ziele und Konzeptionen

Die Berufsausbildung für staatlich anerkannte Ausbildungsberufe regelt
das Berufsbildungsgesetz (BBiG) einheitlich für Wirtschaft und Verwal
tung. Die Ausbildung der Angestellten und Arbeiter des öffentlichen
Dienstes ist im BBiG ebenfalls geregelt. Im einzelnen fordert § 28 BBiG,
daß die Ausbildung in einem staatlich anerkannten Ausbildungsberuf
entsprechend einer hierzu erlassenen Ausbildungsordnung zu erfolgen
hat®®.

Eine Ausbildungsordnung enthält konkrete Angaben über Ziel, Inhalt und zeitliche Ge
staltung des Ausbildungsganges. Dabei wird im besonderen Maße Wert auf eine breit ange
legte berufliche Grundausbildung gelegt. Sie soll einer zu frühen einseitigen Spezialisierung
entgegenwirken. Im einzelnen enthält die Ausbildungsordnung (§ 25 BBiG) Angaben über:
- die Bezeichnung des Ausbildungsberufes,
- die Ausbildungsdauer,
- die Fertigkeiten und Kenntnisse, die Gegenstand der Berufsausbildung sind,
- eine Anleitung zur sachlichen und zeitlichen Gliederung der Fertigkeiten und Kenntnisse

(Ausbildungsrahmenplan),
- die Prüfungsanforderungen^^.

Rechte und Pflichten der Auszubildenden, aber auch des öffentlichen
Arbeitgebers, werden durch den »Manteltarifvertrag für Auszubilden
de« geregelt®'^. Pflicht des Auszubildenden ist es, sich aktiv zu bemühen,
»die Fertigkeiten und Kermtnisse zu erwerben, die erforderlich sind, um
das Ausbildungsziel zu erreichen« (§ 9 BBiG)®®. Der Arbeitgeber aber ist
in die Pflicht genommen, nur Ausbilder mit dieser Aufgabe zu betrauen,
die dazu persönhch und fachlich geeignet sind. Für die Ausbilder im öf
fentlichen Dienst regelt die »Verordnung über die berufs- und arbeits
pädagogische Eignung für die Berufsausbildung durch Ausbilder in ei-

35 Vgl. hierzu auch BMBW, Ausbildung und Beruf, aaO, S. 12f. '
36 ebenda, Rechtsanhang, S. 13.
37 Fritzsche, H., Berufsbildung im öffentlichen Dienst- Frgänzbare Textsammlung des Be

rufsbildungsrecht des Bundes, der Länder, der Gemeinden und sonstigen öffentlich
rechtlichen Körperschaften, Berlin 1976, S. 11005ff. sowie 12005ff.

38 BMBW, Ausbildung und Beruf, aaO, Rechtsanhang, S.9.
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nem Arbeitsverhältnis im öffentlichen Dienst (Ausbilder-Eignungsver
ordnung öffentlicher Dienst)«^®, welche Voraussetzungen im einzelnen
erfüllt sein müssen. Die Qualifizierung ist in einer besonderen Prüfung
nachzuweisen.

Zu den Pflichten des Arbeitgebers gehört es auch, den Auszubildenden kostenlos die für
seine berufliche Ausbildung erforderlichen Ausbildungsmittel zur Verfügung zu stellen.
Hierzu zählen auch Schreibmaterial und Fachbücher, die für die Ausbildung in der Ausbil
dungsstätte gebraucht werden (§ 6 BBiG)'"'.

Die Berufsausbildung nach dem BBiG soll nicht mehr als drei und nicht
weniger als zwei Jahre betragen (§ 25 Abs. 1 BBiG)'*^. Die Ausbildung
kann in Abschnitten/Stufen erfolgen. Dann aber sollte jede Ausbildungs
stufe mit einem formellen Abschluß enden, der sowohl zu einer Berufstä
tigkeit befähigt, als auch eine Fortsetzung der Berufsausbildung auf einer
höheren Ausbildungsstufe ermöglicht (§ 26 Abs. 1 BBiG)''^. Der öffentli
che Dienst bildet derzeit in 24 BBiG-Fachrichtungen aus. Die von der
Zahl her wichtigsten sind'^^.
Fachrichtung
1. Verwaltungsfachangestellter

in der komm./staatl. Verwaltung
2. Femmeldehandwerker bei der

Deutschen Bundespost
3. Dienstleistungsfachkraft
im Postbetrieb

4. Soziaiversichemngsfachan-
gesteiiter

5. Justizangesteiiter
6. Vermessungstechniker
7. Sparkassenkaufmann
8. Angestellter bei der Bundes

anstalt für Arbeit

Die Ausbildung des Beamtennachwuchses orientiert sich am Laufbahn
recht, das zwischen Laufbahngruppen und Laufbahnen unterscheidet.
Der Zugang zu einer Laufbahn steuert sich neben Eignung, Befähigung
und fachlicher Leistung zunächst formal über die Bildungs- und Ausbil-

39 Ausbilder-Eignungsverordnung öffentlicher Dienst vom 16. Juli 1976, BGBl. I, S. 1825,
geändert durch § 9 der Verordnung vom 29.6.1979, BGBl.I, S. 976.

40 BMBW, Ausbildung und Beruf, aaO, S. 18.
41 ebenda, S. 16 sowie Rechtsanhang, S. 13.
42 Max-Planck-Institut, Arbeitsgruppe, aaO, S. 178 ff.
43 Scheie, P., Ansätze zur Fortentwicklung des Laufbahnrechts im öffentlichen Dienst, in:

PersV 9, 1982, S.356.
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dungsvoraussetzungen, die ein Bewerber mitbringt^'*. Voraussetzung, um
zur Ausbildung (Vorbereitungsdienst) für eine Laufbahn des einfachen
Dienstes (10,8 % aller Beamten gehören dieser Laufbahngruppe an, 5,1 %
vergleichbarer Angestellter)''® zugelassen zu werden, ist der erfolgreiche
Besuch einer Hauptschule oder eines als gleichwertig anerkannten Bil
dungsstandes (§ 17 BLV). Die Ausbildung dauert mindestens sechs Mo
nate und schließt eine theoretische und praktische Unterrichtung ein. Der
Vorbereimngsdienst- das gilt gleichermaßen für alle anderen Laufbahn
gruppen ebenfalls - schließt mit einer Laufbahnprüfung ab.
Während der Ausbildungszeit (Vorbereitungsdienst) steht der Anwär

ter des einfachen Dienstes in einem Beamtenverhälmis auf Widerruf.

In den Vorbereitungsdienst einer Laufbahn des mittleren Dienstes (36 %
aller Beamten, 69 % vergleichbarer Angestellter)''® kann nach Bedarf ein
gestellt werden, wer mindestens den Abschluß einer Realschule, den er
folgreichen Besuch einer Hauptschule und eine der Laufbahn entspre
chend förderliche Berufsausbildung abgeschlossen hat oder einen als
gleichwertig anerkannten Ausbildungsstand nachweist (§ 19 BLV)''''. Die
Ausbildungszeit dauert in der Regel zwei Jahre und gliedert sich in eine
fachtheoretische Ausbildung von insgesamt sechs Monaten und eine prak
tische Ausbildung.

Beamte des einfachen Dienstes können in die Laufbahn des mittleren Dienstes aufsteigen.
Die Möglichkeit des Aufstieges ist ebenso für den mittleren und gehobenen Dienst möglich.
In diesen Fällen sind allerdings die in der Laufbahn geforderten Kenntnisse und Fertigkeiten
nachzuweisen.

In den Vorbereitungsdienst einer Laufbahn des gehobenen Dienstes
(32,2% aller Beamten, 19,1 % vergleichbarer Angestellter)"® kann nach
Bedarf eingestellt werden, wer die Fachhochschulreife oder eine andere zu
einem Hochschulstudium berechtigende Schulbildung oder einen gleich
wertigen Bildungsstand nachweist (§ 24 BLV)"®. Der Studiengang dauert
drei Jahre und setzt sich aus Fachstudien und berufspraktischen Ausbil
dungszeiten zusammen. Die Fachstudien werden an einer verwaltungsin-
temen Fachhochschule durchgeführt, die berufspraktischen Zeiten in den
Ausbildungsbehörden (§ 25 BLV).

44 Vgl. hierzu aaO, S.57ff.; Metz, Zängl, aaO, S. 15ff.
45 BLV - neu aaO, S.39ff. sowie Hansen, aaO, S. 168.
46 Hansen, aaO, S. 168.

47 BLV - neu - aaO, S.42f.
48 Hansen, aaO, S. 168.

49 BLV-neu-, aaO, S. 53 sowieSchelo, Blätter zur Berufskunde-gehobener Dienst/Län
der, aaO, S. 14ff.
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In den Vorbereitungsdienst einer Laufbahn des höheren Dienstes (Re
ferendarausbildung) kann eingestellt werden, wer ein mit Prüfung abge
schlossenes Studium an einer wissenschaftlichen Hochschule abgeschlos
sen hat (19,2 % aller Beamten, 6,7 % vergleichbarer Angestellter)®". Der
Vorbereitungsdienst dauert mindestens zwei Jahre und schheßt mit einer
Anstellungsprüfung (etwa bei den besonderen Fachrichtungen, dem hö
heren technischen Verwaltungsdienst) oder einer zweiten Staatsprüfung
(z.B. Juristenausbildung)®^ab.

222. Das duale Element in der Ausbildung

Die Ausbildungsgänge im öffentlichen Dienst vereinen fachtheoretische
und berufspraktische Ausbildungsinhalte. Die fachtheoretischen Aus
bildungsabschnitte werden in der Regel zentrahsiert, während die berufs
praktische Ausbildung am Arbeitsplatz vor Ort erfolgt. Mit der »Verord
nung über die Berufsausbildung zum Verwaltungsfachangestellten/zur
Verwaltungsfachangestellten« vom 2. Juli 1979 (BGBl.I S.886)®^ haben
Bund, Länder und Gemeinden einen vom BBiG anerkannten Ausbil
dungsberuf geschaffen, der künftig die Ausbildungssituation im Ange
stelltenbereich deuthch verbessern wird.

Die Ausbildung erfolgt in diesem Ausbildungsgang während der ersten zwei Jahre nach
gemeinsamen inhaltlichen Grundsätzen. Im dritten Ausbildungsjahr erfolgt dann eine funk-
tionsbezogene Speziahsierung für spätere Verwendungen bei Einrichtungen des Bundes, der
Länder, der Gemeinden oder aber auch bei Handwerksorganisationen oder den Industrie-
und Handelskammern.

Der »Rahmenlehrplan für den Ausbildungsberuf Verwaltungsfach
angestellter« sieht zur Ergänzung und Vertiefung der Berufsausbildung
eine theoretische, gleichwohl berufsbezogene Unterweisung von insge
samt 840 Unterrichtsstunden während der Ausbildung vor®®. Dieser
Stundenansatz soll gleichmäßig auf die drei Ausbildungsjahre verteilt
werden.
Die Ausbildung des mittleren Dienstes weist drei Strukturelemente

auf:
- eine fachtheoretische Ausbildung, die an Verwaltungsfachschu

len/Studieninstituten durchgeführt wird und den Anwärtern fachliche
und methodische Fertigkeiten und Kenntnisse vermitteln soll,

50 Hansen, aaO, S. 168.
51 Metz, Zängl, aaO, S.41ff.
52 Bundesanstalt für Arbeit (Hrsg.), VerwaltungsfachangestellterA''erwalmngsfachange-

stellte, in: Blätter zur Berufskunde, 1980, S. Iff. ■
53 Fritzsehe, aaO, 30100.
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- eine dienstzeitbegleitende Unterrichtung, mit deren Durchführung
zentrale Ausbildungsbehörden beauftragt werden,

- eine praktische Ausbildung, bei der der Anwärter am Arbeitsplatz in
die Aufgaben, Organisation und Arbeitsweise seiner Laufbahn einge
führt wird.
Die Ausbildung dauert insgesamt zwei Jahre und vollzieht sich in einem

ständigen Wechsel von praktischen und theoretischen Ausbildungspha
sen.

Die theoretische Ausbildung an den Verwaltungsschulen dauert insgesamt 7 Monate.
Während dieser Zeit wird der Anwärter insgesamt 622 Stunden unterrichtet. Zu diesem
Stundenansatz kommen weitere 336 Stunden während der praktischen Ausbildung als
dienstzeitbegleitender Unterricht hinzu (Gesamtstundenzahl 958). In der praktischen Aus
bildung von insgesamt 17 Monaten (davon zwei Monate Erholungsurlaub) sind verschiedene
Ausbildungsstationen vorgesehen. Der Ausbildungsgang gliedert sich zeidich wie folgt;

a. Einführung m die Verwaltung (1 Monat)
.b. Einfuhrungslehrgang
c. praktische Ausbildung (16 Monate),
d. Abschlußlehrgang mit Laufbahnprüfung®''.

^ Die Ausbildung (Vorbereitungsdienst) des gehobenen Verwaltungs
dienstes weist vergleichbar dem mitderen Dienst die drei Strukturele
mente

- fachtheoretische Ausbildung an einer Fachhochschule von min
destens 18 Monaten,

- praktische Ausbildung von mindestens 12 Monaten,
- dienstbegleitende Unterrichtsveranstaltungen auf.

Die Ausbildung dauert insgesamt drei Jahre und findet in der Regel in
einer ständigen Abfolge von theoretischen und praktischen Ausbil
dungsphasen statt^®.

Zur Vermittlung der fachwissenschaftlichen Inhalte sind mindestens 2200 Unterrichts
stunden vorzusehen. Die zeitliche Gestaltung der Ausbildung ist in Bund und Ländern un
terschiedlich geregelt. Beim Bund ist folgendes Ablaufschema vorgesehen:

a.* Einführungspraktikum (1 Monat).
b. Studienabschnitt-I (Grundstudium, insgesamt 600 Stunden, höchstens 720)
c.. Praktikum I (sechs Monate) :
d. Studienabschnitt'II (Hauptstudium,-;600 Stunden)

54 Schelo, P., Blätter zur Berufskunde, Beamter bei Behörden des Bundes (mittlerer
Dienst), Bd.2, 2 VII A 20, S.29ff.

55 BMI (Hrsg.), Rahmen-Laufbahn-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Lauf
bahnen des gehobenen Dienstes in der Bundesverwaltung (RaLAPo geh D) vom 12. Juni
1979 in: BAnz Nr. 121 A v. 4.7.1979 dort § 3.
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e. Praktikum II (11 Monate)
f. Studienabschnitt III (Hauptstudium, 600'Stunden)^

Beamte des höheren Verwaltungsdienstes müssen sich an einer exter
nen Hochschule qualifizieren. Nach dieser Ausbildung haben sie sich im
öffentlichen Dienst einem mindestens zweijährigen Vorbereitungsdienst
zu unterziehen. Bei den Laufbahnen besonderer Fachrichtungen tritt häu
fig die Berufspraxis an die Stelle des Vorbereitungsdienstes. Der Vorberei
tungsdienst schließt mit einer Laufbahnprüfung ab (Zweite Staatsprü
fung)^''. Die Ausbildungsgänge des Vorbereitungsdienstes sind entspre
chend den Fachrichtungen unterschiedlich zugeschnitten. Bei den Juri
sten umfaßt der Vorbereitungsdienst grundsätzlich fünf Ausbildungssta
tionen (Zivilgericht, Strafgericht, Staatsanwaltschaft, öffenthche Verwal
tung, Rechtsanwalt und Pflichtwahlpraktikum). Die praktische Ausbil
dung wird durch ArbeitsgemeinschAen und Ausbildungslehrgänge er
gänzt.

Neben der traditionellen zweistufigen Juristenausbildung werden derzeit mehrere Mo
delle einer einstufigen Ausbildung erprobt. So sieht etwa das Münchner Modell ein dem
mitderen und gehobenen Verwaltungsdienst vergleichbares Ablaufmodell in bezug auf die
Ausbildungsphasen vor^®:

1. Grundstudium I von.sechs Trimestern,
2. Pflichtpraktikum I vom neun Monaten badder Justiz) -.^r ' ' jS
3. Grundstudium II von drei Trimestern, ■ '
4. Pflichtprakdkum II von sechs-Monaten-bei der Verwaltung, - ,: '
5. Integrativstudium I von einem Trimester,
6. Zwischenprüfung, - i M:; ,
7. Pflichtpraktikum III von drei Monaten bei einem Rechtsanwalti . Xiäfifr' ■
8. SpezialStudium von drei Trimestern. Hieltsoll eine den beruflichen Plänen.entspre-

chende fachliche Vertiefung stattfinden, .
9. Pflichtwahlpraktikum von drei Monaten; : , ' \
10. Integrativstudium II von einem Trimester.
11. Schlußprüfung. Sie entspricht der 2. Staatsprüfung. .

223. Verfahren und Methoden zur Auswahl von Auszubildenden und
Anwärtern

Nach den Regelungen des Art. 33 Abs. 2 GG ist für den Zugang zum öf
fentlichen Dienst ausschließlich Eignung, Befähigung und fachliche Lei-

56 Meixner,H. £., Die Ausbildung des gehobenennicht-technischenDienstes des Bundes-
Konzeption und Organisation des Ausbildungsganges, in: PersV 11, 1979, S.45ff.

57 Metz, Zängel, aaC, S.43ff.
58 ebenda, S. 82ff.
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stung eines Bewerbers entscheidend®®. Diese Kriterien bestimmen den
Zugang, aber auch alle weiteren Entscheidungen über den Werdegang ei
nes Mitarbeiters im öffentUchen Dienst. Um dieses Verfassungsgebot in
die Praxis umzusetzen, sind Laufbahngrundsätze in den Beamtengeset
zen und den auf ihnen fußenden Laufbannvorschriften erlassen worden®".

Nach Malz und Heilemann umfaßt die Eignung sowohl die geistigen und charakterlichen
Anlagen als auch den Gesundheitszustand des Bewerbers. »Die Eignung wird beim Eintritt
in eine Laufbahn durch Zeugnisse, über den Besitz der für die jeweilige Laufbahn geforder
ten Vorbildung und das Ergebnis einer amtsärztlichen Untersuchung oder... durch das Be
stehen einer Eignungsprüfung oder auf andere Weise (z. B. im mündlichen Gespräch bei der
Vorstellung, durch Einstellungstests usw.) nachgewiesen.
Diesem umfassenden beamtenrechtlichen Begriff der Eignung ist die Sicht der Eignungs

diagnostiker gegenüberzustellen, die auf Leistungspotentiale abhebt. Danach müssen bei der
Auswahl von Bewerbern für Ausbildungsstellen oder für den Vorbereimngsdienst zwei Ge
sichtspunkte Berücksichtigung finden.

Zum einen geht es um die Frage der »Studierfähigkeit«, der »Bildbar-
keit«. Es muß somit eine Prognose getroffen werden, ob der Bewerber in
der Lage ist, den Ausbildungsgang erfolgreich zu absolvieren. Zum ande
ren aber geht es um eine arbeitsfeldbezogene Prognose, um die Frage
nämhch, ob sich der Bewerber nicht nur im Ausbildungsfeld, sondern
später auch im Beriif wird bewähren können. Beide Beurteilungsquahtä-
ten können miteinander kompatibel sein. Die Erfahrung lehrt allerdings,
daß ein Erfolg in der Ausbildung nicht auch gleichzeitig Erfolg im Beruf
bedeuten muß. Dies gilt auch in Umkehrung.

Heute läßt es die Bewerberlage zu, nach strengen Leistungsgrundsätzen
zu verfahren, wenn Auswahlentscheidungen anstehen. Als Sachziel der
Personalauswahl gilt, den geeigneten Bewerber aus einer großen Zahl In
teressierter auszuwählen.

Wer als der richtige »Studierende« anzusehen ist und wer nach der Ausbildung dann im
mer noch der richtige Mann für den richtigen Dienstposten ist, läßt sich mit einiger Sicher
heit (das heißt also mit einer Treffsicherheit, die deutlich über dem Zufall liegt) nur heraus
finden, wenn man sowohl die Anforderungen des Ausbildungsfeldes und die des Dienstpo
stens als auch die Eignungspotentiale des Bewerbers kennt. Anforderungen und Eignungen
können dann miteinander verglichen werden und führen so zu einer Auswahlentscheidung.

59 Hubler, P., Probleme der RekrutierungundderSelektionvonBewerbernfürden öffent
lichen Dienst, in: Studienkommission für die Reform des öffentlichen Dienstrechts, An
lagenband 10, Baden-Baden 1973, S. 143.

60 Vgl. hierzu Minz, aaO, S.37ff.; Wiese, aaO, S.41ff.
61 Hubler, aaO, S.82f.
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Neben diesen anforderungs- und eignungsbezogenen Sachzielen der Per
sonalsteuerung lassen sich auch einige Formalziele bei der Auswahl von
Bewerbern nennen®^.

Auswahlverfahren müssen

- valide, gültig sein. Ein Verfahren gilt als valide, wenn es tatsächlich mißt, was es zu mes
sen vorgibt. In diesem Fall wäre dies zunächst einmal die Studierfähigkeit, Bildsamkeit. Es
gibt eine Reihe von statistischen Methoden, die hierüber eine Aussage erlauben. Wendet man
das Formalziel »Gültigkeit« auf die Bewerberauslese an, dann müßten die Auswahlentschei
dungen der personalbearbeitenden Stellen mit den Noten der Laufbahnprüfung korrelieren.
M. W. fehlen derzeit solche Bewährungsstudien im öffentlichen Dienst.
- zuverlässig sein. Zuverlässig sind Verfahren, die frei von Störeinflüssen von außen

sind. Untersuchungen zur Zensurengebung in der Schule zeigen, daß nicht nur verschiedene
Bewerter gleiche Leistungen unterschiedlich bewerten, sondern daß der gleiche Bewerter
von seinem eigenen Urteil abweicht, wenn man ihn dieselbe Leismng zu verschiedenen Zeit
punkten beurteilen läßt. Einstellungsgespräche unterliegen dieser Verzerrung im besonde
ren Maße.

- objektiv und frei von subjektiven Ermessungsfehlern sein. Objektiv ist ein Verfahren,
daß sowohl bei der Durchführung als auch hei der Auswertung und Interpretation frei von
subjektiven Einflüssen und Verzerrungen ist.
- wirtschaftlich sein. Der zeitliche und personelle Aufwand eines Auswahlverfahrens

muß in einer Relation zu dessen Ergiebigkeit und Treffsicherheit stehen. So sollten nicht
mehr Informationen erhoben und gesammelt werden, als tatsächlich für die Entscheidung
benötigt werden.
- praktikabel und einfach in der Anwendung sein. Kriterien der Anwendbarkeit sind:

schnelle und einfache Durchführung, geringer Aufwand an Zeit, Geld und Personal, stö
rungsfreier Arbeitsahlauf, geringer Materialverbrauch, schnelle und eindeutige Auswer-
tung.

- transparent sein. Die Auswahlentscheidung sollte den Bewerbern in jeder Phase
durchschaubar bleiben. Es darf nicht der Eindruck einer Hinterzimmerpolitik entstehen.
- akzeptiert werden können.
- fair sein und allen Bewerbern gleiche Ghancen einräumen. Das schließt Verfahren aus,

die sich auf die Persönlichkeit eines Bewerbers konzentrieren.

Da der Ansturm von Bewerbern heute ein Ausmaß angenommen hat, der
vor wenigen Jahren noch als kaum vorstellbar galt, wird nicht zuletzt auch
aus wirtschaftlichen Erwägungen eine Vorauswahl der Bewerber auf
grund der allgemeinen Aktenlage, seltener aufgrund von Kenntnis- und
Fertigkeitstests, getroffen. Der Auswahlprozeß vollzieht sich danach in
mehreren Phasen, wobei in Jeder Phase Bewerber systematisch selektiert
werden und somit aus dem weiteren Auswahlprozeß herausfallen. Es las
sen sich folgende Phasen nennen®^:

62 Vgl. Meixner, H. £., Verfahren und Instrumente der Personalauswahl, in: DÖD 7,
1983, S. 146ff. und die dort angegebene Literatur.

63 ebenda, S. 148.
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I. Phase der Vorauswahl,
II. Test-Phase,
III. Phase des Personalgesprächs,
IV. Phase der Entscheidung und Plazierung.

Als Auswahlinstrumente zur Abstützung der Selektions- und Plazie
rungsentscheidungen ist zwischen Methoden zu unterscheiden, die sich
auf eine Erkenntnisabsicherung vor Ort, also am Arbeits- oder Studien
platz (on-the-job-Verfahren, z.B. die Mitarbeiterbeurteilung, Probe
zeit, Zwischenprüfungen in der Ausbildung) abstützen und Erkenntnis
mittel, die zur Informationsgewinnung vornehmlich außerhalb eines
konkreten Arbeitsplatzes (off-the-job-Verfahren, z.B. psychologische
Verfahren) eingesetzt werden^.

Assessment-Center-Verfahren, die auf die Philosophie des Werkstückes bauen, nehmen
insoweit eine Mittelstellung ein. Sie bieten die Vorteile einer systematischen Erhebung und
eines systematischen Vergleichs. Gleichzeitig aber stellen diese Verfahren auch den Bezug
zum Arbeitsfeld in idealer Weise durch die zugrunde liegenden Arheitsproben her®®.

Auf folgende Quellen der Datengewinnung greift man heute bei der
Auswahl von Bewerbern in Wirtschaft und Verwaltung zurück®®:
1. traditionelle Quellen
- Interview (z.B. Einstellungsgespräch, Bewerbergespräch, Personal

gespräch)
- Referenzen

- Zeugnisse (Schulzeugnisse, Diplome, Arbeitszeugnisse)
- Graphologische Gutachten
- biographische Daten wie Lebenslauf, Führungszeugnis, Gesund

heitszeugnis u. a.
2. die psychologischen Verfahren
- allgemeine und spezielle Leistungstests
- Persönlichkeitstests
- projektive Verfahren
— Fragebogenverfahren

- Belastungstests
- Interessentests

- spezielle Kenntnis- und Fertigkeitstests
3. die komplexen Methoden
- Probezeit
- Assessment-Center-Verfahren

- Verfahren der Mitarbeiterbeurteilung.

64 Meixner, Personalpohtik, aaO, S. 297ff.
65 Jeserich, truO; Neubauer, Höfner, Waldschütz, aaO, S.159ff.
66 Meixner, Verfahren und Instrumente, aaO, S. 151.
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Häufig werden Zeugnisse in der Phase der Vorauswahl anhand von Min-
destdurchschnittsnoten herangezogen.

Dieser Mindestdurchschnitt kann sich auf einzelne Fächer (gewichteter Notendurch
schnitt) oder auf das gesamte Notenspektrum beziehen. Praktiziert wird auch eine andere
Alternative: Die Bewerber werden nach ihrem Notendurchschnitt gereiht. Bewerber mit
dem besten Notendurchschnitt stehen dann an erster Stelle. Entsprechend dem erforderli
chen Bedarf werden daim die jeweils Besten für das weitere Auswahlverfahren berücksich
tigt.

Mit diesem Auswahlmodus des gewichteten und ungewichteten No
tendurchschnitts erhalten Zeugnisse ein hohes Gewicht. Dieses Vorgehen
scheint aber nicht ganz ohne methodische und inhaltliche Probleme zu
sein.

So könnte man einwenden, daß die Praxis der Notengebung in den verschiedenen Bil-
dungs- und Ausbildungsinstanzen diesen pauschalen Vergleich von Notenziffern nicht zu
läßt. Auch muß man wohl davon ausgehen, daß mit der Ausdifferenzierung des Bildungssy
stems - die Differenzierung reicht von den unterschiedlichen Schultypen bis hin zu der Dif
ferenzierung in einem Teilsystem (die differenzierte Oberstufe) - dieser pauschale Noten
vergleich nicht besonders ergiebig sein kann. Denn die mit der Notengebung unterstellte
Transparenz ist in "Wirklichkeit nicht mehr gegeben.
Wer dennoch auf Noten bei der Bewerberauswahl baut, ist gut beraten, sich mit dem pro

gnostischen Wert dieser Erkenntnisquelle auseinanderzusetzen. Einen ersten kritischen Ein
stieg in die Thematik wird er finden, wenn er sich mit den Zulassungsverfahren zu den Nu-
merus-clausus-Fächern befaßt. Besonders ergiebig dürfte dabei die Diskussion über die Zu
lassungspraxis zum Medizinstudium sein.

In der zweiten Phase werden häufig psychologische Testverfahren
eingesetzt. Bei einem psychologischen Test handelt es sich um eine Son
derform des Experiments und nicht - wie viele meinen - um eine zeitge
mäße Form der Magie. Dieser Anspruch setzt allerdings voraus, daß
bestimmte Normen der Testkonstruktion, des Testaufbaus und des
Testablaufs eingehalten werden.
Aus mehr formaler, ablauforientierter Sicht unterscheidet man zwi

schen Papier- und Bleistift-Tests einerseits und den Simulationstests an
dererseits®'.

Bei den Papier- und Bleistift-Tests füllt der Bewerber Testbögen, die bei den Intelligenz
tests aus mehreren unterschiedlichen Aufgabenreihen bestehen, aus. Sie sind in Anwendung
(Gruppentests), Auswermng und Interpretation meist leicht zu handhaben.

Simulationstests erfordern dagegen einen höheren Aufwand an Zeit und Geld. Hier hat
sich der Bewerber in einer für das angestrebte Berufsfeld typischen Testsituation zu bewäh
ren. Simulationstests, die von der einfachen Werkprobe (hierzu zählt beispielsweise auch die
Probevorlesung bei Bewerbungen im Hochschulbereich) über die Assessment-Center-
Technik bis hin zu den computer-gestützten Untemehmensplanspielen reichen, sind von der

67 Neubauer, Höfner, Waldschütz, aaO, S. 18f.
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Anlage her auf komplexe Verhaltens- und Entscheidungssituationen hin ausgerichtet. Wäh
rend es bei den Papier- und Bleistifttests meist um die eine richtige Lösung geht, wobei Um
feld und Entscheidungsprämissen konstant gehalten werden, variieren beim Simulationstest
die Ausgangsbedingungen ständig.

A. Allgemeine Intelligenz- und Leistungstests konzentrieren sich auf
die Fähigkeiten eines Menschen. Dabei erheben die allgemeinen Intelli
genztests den Anspruch, den gesamten Bereich der Intelligenz zu messen,
während sich die speziellen IntelHgenztests von vornherein auf einen
Teilbereich der Intelligenz konzentrieren®®.

Bekannte allgemeine Intelligenztests sind:
- der Hamburg-Wechsler-Intelligenz-Test für Erwachsene (HAWIE), dem eine amerikani

sche Originalfassung aus dem Jahre 1939 zugrundeliegt^',
- das Leistungsprüfsystem (LPS)"',
- der Intelligenz-Struktur-Test, der in Wirtschaft und Verwaltung häufig angewendet wird

(IST)'i,
- der Analytische Intelligenztest (AIT), der ähnlich wie der IST auf ein Profil in der Auswer

tung abzielt''^,
- die Progressiv-Matrices als ein sprachfreier Intelligenztest'^.

B. Spezielle Intelligenztests finden sich für abgegrenzte Fragen der Per
sonalsteuerung und der Bildungsplanung. So gibt es etwa für die Ent-
scheidungsfindung, ob ein Kind über die notwendige Reife zur Einschu
lung verfügt, eine Reihe von Schulreifetests. Auch für den Wechsel von
der Grundschule zur Sekundarstufe I bietet die diagnostische Psychologie
mehrere abgesicherte Entscheidungshilfen an. Diese Tradition setzt sich
fort, wenn es um die Beratung von Abiturienten bei der Wahl ihres Stu
dienfaches geht, oder aber, wenn die Studierfähigkeit von Abiturienten
aus dem dreigliedrigen Schulsystem mit denen aus der Reformierten

68 Als umfassende Lektüre bietet sich das Handbuch der Psychologie, Bd. 6: Psychologi
sche Diagnostik an. Eine konzentrierte Übersicht, in der die gängigen Verfahren be
schrieben und interpretiert werden, findet sich heiHiltmann. Hiltmann, H., Kompen
dium der psychodiagnostischen Tests, Bern 1969. Ein sehr kritisch er Ansatz zu den Per
sönlichkeitstests findet sich häSusanne v. Paczensky, Der Testknacker- Wie man Kar
rieretests erfolgreich besteht, Reinbek bei Hamburg 1976.

69 Neuhauer, Höfner, Waldschütz, aaO, S. 55; Hiltmann, aaO, S.97ff.
70 Neubauer, Höfner, Waldschütz, aaO, S.blii.; Hiltmann, aaO, S.64ff.
71 Amthauer, R., Tests für BildungundBeruf. Tests als HilfezurSelbsthilfe, in: Göf'e/, U.

(Hrsg.) Tests - Wegweiser für die Bildungs- und Berufsplanung, Köln 1980, S. 199.
72 Hiltmann, aaO, S. 54ff.; Grottmann, K. H., Die Entwicklung der Intelligenzmessung,

in: Psychologische Diagnostik, HdPsych, Bd. 6, S. 185ff.
73 Hiltmann, AAO, S.49f.
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Oberstufe oder den Abgängern von Gesamtschulen verglichen werden
soll''^.

C. Neben den allgemeinen und speziellen Intelligenztests sind für die
Auswahl von Bewerbern auch spezielle Kenntnis- und Fertigkeitstests
von Bedeumng. Die Palette dieser Verfahren ist so breit gespannt, wie das
Spektrum der Berufe reicht. Ging es bei den allgemeinen und speziellen
Intelligenztests um die Identifikation von Fähigkeiten, die als relativ sta
bile Strukmren gelten und dazu befähigen, Kenntnisse und Fertigkeiten
zu erwerben, so geht es bei dieser Kategorie um das Zusammenspiel von
Fähigkeiten, Ausbildung und Erfahrung'®.

Beispiele erprobter Verfahren aus dem Bildungsbereich sind
- Wortschaftz-Tests'^,
- Rechentests'",
- Rechtschreibtests'",
- der allgemeine Kenntnistest für die Auswahl von Medizinem'".

Für die Auswahl von Führungsnachwuchskräften finden normierte Fallstudien Anwen
dung, die
- das Planungs- und Organisationsgeschick,
- die Yerhandlungstechnik,
- das Entscheidungsverhalten,
- das Konfliktbewältigungsverhalten
des Bewerbers überprüfen®".

74 Vgl.Hitpass,]., Die Bildungsexpansion und ihre Auswirkungen auf die Qualität der all
gemeinen Hochschulreife, S. 9 ff.; Trost, G., Test zur Beratung von Abimrienten bei der
■Wahl des Studienfaches, S. 71;Amelang, M., Tests als Instrumente der Hochschulzulas
sung-Anmerkungen zu einer vielschichtigen Problematik, S. 125; in: Göbel (Hrsg.),
aaO.

75 Merz, F., Tests zur Prüfung spezieller Fähigkeiten, in: HdPsych, Bd. 6, aaO, S.411ff.
76 Beispielhaft können hier genannt werden der 'WSU-Test 4—6 (Raatz, U., Schwarz, £.),

der'WST 5-6 (Wendeler, ].)\xt\A der SffST 7-8 (Anger, H., Bargmann, R., Hylla, E.) er
schienen im Beltz-Verlag.

77 'Wie bei den Wortschatztests werden nach Jahrgangsstufen differenzierte Tests angebo
ten, so etwa die Tests Mathematische Sachzusammenhänge (Stark, G., Thyen, H.), Ma
thematische Strukturen (Kopka, H.), Tests für operatives Rechnen (Viet, U.) u.a.

78 Neben Rechtschreibtests werden auch Satzlehre- und Wordehre-Tests für den Deutsch
unterricht eingesetzt.

79 Institut für Test- und Bildungsforschung (Hrsg.), Test für medizinische Studiengänge,
Braunschweig 1980.

80 Die Zeitschrift Capital veröffenthchte hierzu eine Testbatterie, die von der Poko-Stu-
diengruppe für poHtische Psychologie und Kommunikarionsforschung (Mün-
cheii/Münster) in Aiüehnung an den US-PsychologenJ. P. Guilford konzipiert wurde.
Capital 12, 1967; 1. 1968; 3, 1968.
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D. Eine weitere Testqualität sind die Belastungstests. Verfahren dieser
Kategorie zielen in Richtung auf die Leistungskonstitution®^. Dabei geht
es dann meist um den Konzentrationsverlauf bei geistiger Tempoarbeit.
Gemessen werden Genauigkeit und Ausdauer, Qualität und Geschwin
digkeit bei der Lösung von Routineaufgaben bis hin zu komplexen Ent-
scheidungssituationen.

Anders als bei den Intelligenztests, auf die man sich vor anstehenden Prüfungen vorberei
ten kann, läßt sich das tatsächliche Leistungsbild eines Bewerbers in dieser Kategorie nur im
geringen Umfange durch temporäre Übungen beeinflussen®^. Bei diesen Verfahren sind
Rückschlüsse möglich auf das Arbeitsverhalten, die Ermüdbarkeit, das Arbeitstempo bis hin
zu Eigenschaften wie Einsatzbereitschaft, Sachlichkeit, Willens- und Gefühlskontrolle. Be
lastbarkeitstests für einfache Belastungssituationen sind®®:
- der Bourden-Ftst,
- der Durchstreichtest,
- der Konzentrationsverlaufstest (KVT von Abels),
- der Konzentrations-Leistungstest (KLT von Düker),
- der Pauli-Fest,
- der Aufmerksamkeits- und Belastungstest (Test d 2 von Brickenkamp).

E. Jeder Verkäufer wird heute trainiert, die Bedürfnisstruktur seiner
Kunden aufzudecken. GeHngt ihm dies, dann ist ihm der Verkaufserfolg
sicher. Auch bei der Auswahl von Bewerbern ist es wichtig, das Lei
stungsstreben, die individuellen Beweggründe, die Erfolgs- oder Mißer
folgsmotiviertheit von Bewerbern aufzudecken. Denn die Leistungsbe
reitschaft eines Mitarbeiters ist eine bedeutsame Determinante im Lern-
und Leistungsprozeß®''. Seit McClelland aufzeigen konnte, daß der Erfolg
eines Menschen im besonderen Maße durch Streben nach Erfolg tmd
Vermeiden von Mißerfolgserlebnissen geprägt wird, versucht man im
Bildungsbereich ebenso wie in den Personalabteilungen, mehr über diese
individuellen Präferenzen zu erfahren®®.
Neben der allgemeinen Bedürfnisstruktur eines Bewerbers spielt die

Leistungsmotivation einen relativ unabhängigen Part®®.

Verfahren, die im allgemeinbildenden Schulbereich angewandt werden, sind
- Attributierungsfragebogen für Erfolg und Mißerfolg in der Schule, AEM 5-7, Landau-

er-Bildungsberatungssystem®',

81 Hiltmann, H., aaO, S. 146ff.
82 Vgl. hierzu 3.vlc\i Neubauer, Höfner, Waldschütz, aaO, S. 75ff.
83 Hiltmann, H., aaO, S.\A(iil.-,Neubauer, Höfner, Waldschütz, aaO, S.75ff.
84 Vgl. hierzu auch S. 141 ff.
85 Vgl. hierzu auch S. 147ff.
86 Meixner, H. E., Personalpolitik, aaO, S.219f.
87 Widdel, H., AEM 5-7, Weinheim 1981.
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- Fragebogen zum schulischen Leistungsmotiv, FHS 5-7, Z,ancia«er-Bildungsheramngssy-
stem®®.

Zur Auswahl von Bewerbern hat McClelland einen projektiven Test entwickelt®'. Der
Test besteht aus sechs Bildern, auf denen in unscharfen Konturen Büroszenen zu erkennen
sind, die der Bewerber in einer Bildüherschrift thematisch einordnen soll. Hierzu liegt eine
deutsche Fassung vor'".
In Anlehnung an Forschungsarbeiten von Guilford hat die PoKo-Studiengruppe für poli

tische Psychologie und Kommunikationsforschung eine Bilderfolge mit Leistungsmotiven
des täglichen Lebens entwickelt. Die Aufgabe des Bewerbers besteht darin, sich für eine der
zwei bis vier vorgegebenen Interpretationen zu entscheiden'*.

F. Neben der Leistungsmotivation konzentriert sich die diagnostische
Psychologie auch auf eine Identifizierung der Interessenstruktur eines
Bewerbers. So weiß man, daß zwischen den Interessen einerseits, den Be
dürfnissen, aber auch Fähigkeiten eines Bewerbers andererseits enge Zu
sammenhänge bestehen®^.

Bekannte Interessen- und Einstellungstests sind'®:
- der Berufs-Interessenstest (BIT von Irle)
- der differentielle Interessenstest (DIT von Todt)
- der Bücherkatalogtest,
- der kombinierte Persönlichkeits- und Interessenstest (PI-Test von Mittenecker und To-
. man)
- der Fragebogen zur direktiven Einstellung von Bastian.

Als Alternative zum traditionellen Numerus-clausus-Verfahren erlangen bei der Zulas
sung zum Medizinstudium Berufs- und Interessenstests ein neues Gewicht.

Will man diese durchaus interessante Testkategorie in ein Auswahlver
fahren für Bewerber des öffentlichen Dienstes einbringen, dann wären
wohl umfangreiche Entwicklungsarbeiten unumgänglich. Neben dem
Aspekt der Leistungsmotivation wären Kenntnisse, Interessen und
Einstellungen bis hin zu berufsethischen Fragen zu erfassen. Investitio
nen auf diesem Sektor dürften lohnend sein.

88 Widdel, H., FSL 5-7, Weinheim 1980.
89 Bezeichnung für diagnostische Verfahren, die emotionale oder andere Reaktionen auf re

lativ unstrukmrierte oder mehrdeutige Situationen oder bildliche Darstellungen nach
Einstellungen, dynamischen (motivationalen) u. ä. Merkmalen und Persönlichkeitsei
genschaften interpretieren. Drever, Fröhlich, G., aaO, S.181.

90 Sind Sie ein Karriere-Typ? in: Capital 9, 1968, S.55ff.
91 Sieber, G., Achtung Test - Psychologische Verfahren - was man von ihnen erwarten

darf, Reinbek bei Hamburg 1971, S.69ff.
92 Vgl. hierzu auch das Motivationsmodell vonPorter undLawler (1968), nachzulesen bei

Rosenstiel, L. v.. Die motivationalen Grundlagen des Verhaltens in Organisationen -
Leistung und Zufriedenheit, Berlin 1975, S.399.

93 Fiiltmann, aaO, S. 183H.; Neubauer, Höfner, Waldschütz, aaO, S.109ff.
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224. Selektion, Qualifizierung und Tätigkeitsbereich der Ausbilder

Güte und Standard einer Ausbildung hängen entscheidend von der Quali
fikation der Ausbilder und Dozenten ab. Der Gesetzgeber fordert im
BBiG, daß nur quaKfizierte Mitarbeiter Ausbildungsfunktionen wahr
nehmen dürfen. In einer Ausbildungs- und Eignungsverordnung sind
hierzu für die Ausbilder in staatlich anerkannten Ausbildungsberufen die
Anforderungen normiert worden®'^. Diese Vorgaben gelten auch für den
öffentlichen Dienst, sofern es sich um Ausbildungsverhältnisse von An
gestellten und Arbeitern handelt. Da hier jedoch sowohl Beamte als auch
Angestellte als Ausbilder auftreten können, wurden aufgrund der unter-
schiedhchen Rechtsstellung der Ausbilder zwei verschiedene Verord
nungen unter der jeweihgen Federführung eines anderen Bundesministe
riums erlassen:
- Für die Zielgruppe der Ausbilder, die in einem Arbeitsverhältnis (An

gestellte, Arbeiter) im öffentlichen Dienst stehen, gilt die »Verordnung
über die berufs- und arbeitspädagogische Eignung für die Berufsausbil
dung durch Ausbilder in einem Arbeitsverhältnis im öffentlichen
Dienst — AEVöD« (Bundesminister für Bildung und "Wissenschaft,
BGBl.I, S.1825ff., vom 16. Juli 1976)

- Für die Zielgruppe der Bundesbeamten, die als Ausbilder in anerkann
ten Ausbildungsberufen tätig sind, gilt die »Verordnung über die be
rufs- und arbeitspädagogische Eignung für die Berufsausbildung durch
Ausbilder in einem Beamtenverhältnis zum Bund (Ausbilder-Eig
nungsverordnung für Bundesbeamte - BB AEV)«, (Bundesminister des
Irmern, BGBl.I, S.660ff., vom 26.April 1977).

Rechtsgrundlage der AEVöD ist der § 21 Abs. 1 BBiG und die der
BBAEV § 15 des Bundesbeamtengesetzes. Da beide Verordnungen das
gleiche Ziel anstreben, ist die inhaltliche Gestaltung der Qualifizierung
sowie die Feststellung (BBAE"V) bzw. Prüfung (AEVöD) vergleichbar.
Zur Qualifizierung der Ausbilder hat der Bund unter Federführung der
BAkOV einen Rahmenplan für einen vierwöchigen Lehrgang mit insge
samt 160 Lehr-/Unterrichtsstunden festgelegt®®. Es sieht vier Studienge
biete vor

94 Ausbilder-Eignungsverordnung gewerbliche Wirtschaft vom 20. April 1972 (BGBl. I,
S. 707), zuletzt geändert durch die dritte Verordnung zur Änderung der Ausbilder-Eig
nungsverordnung gewerbliche Wirtschaft vom 24.6.1982 (BGBl.I, S.784).

95 BAKöV, Rahmenplan für Maßnahmen der dienstlichen Fortbildung zum Erwerb der
pädagogischen Eignung für hauptamtlich Lehrende im Rahmen der Laufhahnausbildung
sowie Verfahren und Anforderungen für die Feststellung des erfolgreichen Abschlusses,
in: GMB1.13, 1983, S.226ff.
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- Grundfragen der Berufsbildung (ca. 16 Stunden)
- Planung und Durchführung der Ausbildung (ca. 80 Stunden)
- der Jugendliche (Zusatz im BBAEV: »und der Erwachsene«) in der

Ausbildung (ca. 48 Stunden)
- Rechtsgrundlagen (ca. 16 Stunden)^®.

Der Nachweis über die berufs- und arbeitspädagogiscben Kenntnisse erfolgt aufgrund ei
ner scbriftlicben und mündlichen Prüfung. Darüber hinaus ist eine Lehrprobe abzuhalten.
Der schrifdiche Teil der Prüfung erstreckt sich auf drei Sachgebiete (ausgenommen: Grund
fragen der beruflichen Bildung). Hierfür ist ein Zeitrabmen von fünf Stunden vorgesehen.
Der mündliche Teil der Prüfung bezieht sich auf alle vier Sachgebiete. Pro Teilnehmer sind
30 Minuten Prüfungszeit vorgesehen. Von gleicher Dauer ist die Lehrprobe, die aufgrund
eines Beobachtungs- und Bewertungsbogens benotet wird.

Ausbilder im Sinne des BBiG ist, wer den Ausbildungsinhalt insgesamt
oder teilweise in der Ausbildungsstätte unmittelbar und im wesenuichen
Umfange vermittelt. Als Ausbilder zählt nicht, wer gelegentlich oder in
einem begrenzten Umfange Aufgaben des Ausbilders wahrnimmt. Im öf
fentlichen Dienst trifft diese Definition für den Ausbildungsleiter einer
Ausbildungsbehörde zu. In Ausbildungsbehörden mit vielen Auszubil
denden können neben dem Ausbildungsleiter weitere Ausbilder bestimmt
werden.

Nach Jäckering haben Ausbilder und Ausbildungsleiter im öffentlichen
Dienst folgende Aufgaben wahrzunehmen®':

L

Ausbilder:

- Mitwirkung an der Erstellung des Gesamtausbildungsplanes (zeidi-
che und sachliche Gliederung, Ausbildungsinhalt),

- Mitwirkung bei der Auswahl der am Arbeitsplatz ausbildenden
Sachbearbeiter,

- fachpädagogische Anleitung der am Arbeitsplatz ausbildenden
Sachbearbeiter,

- Erstellung eines Gesamtausbildungsplanes in Zusammenarbeit mit
den Ausbildern,

- Mitwirkung bei der Auswahl der Ausbilder und der am Arbeitsplatz
ausbildenden Sachbearbeiter,

96 Jäckering, W., 1. Lehrgang zum Erwerb der berufs-und arbeitspädagogischen Eignung
nach der Ausbilder-Eignungsverordnung öffentlicher Dienst (AEVÖD), in: VuF 1,
1982, S.47 sowie Schattier, K. D., Jäckering, W., Leiswngsnachweise bei Lehrgängen
der Bundesakademie für öffentliche Verwaltung, in: VuF 1, 1981, S. 19 ff. sowieJäcke
ring, W., Ausbildung und Ausbilderquahfizierung in der Bimdesverwaltung, in: VOP3,
1983, S.133f.

97 Vgl. hierzu Golas, der vergleichbare Eingrenzungen für den B ereich der Wirtschaft trifft.
Golas, aaO, S. 108ff.
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- Ständige Beratung der Ausbilder/Sachbearbeiter,
- Förderung der Ausbildung der Ausbilder/Sachbearbeiter,
- Auswertung der von den Sachbearbeitern abgegebenen Beurteilun-^

gen, abschließende Beurteilung am Ende der Ausbildungszeit,
- Kontakt zur Berufsschule.

; Ausbildungsleiter;
I - fachtlteoretische Unterweisung der Auszubildenden für den Ge-
;  samtbereich der Organisationseinheit,
j - Überwachung der Ausbildung und Kontrolle des Ausbildungserfol-
;  ges innerhalb der Organisationseinheit,
I - ständiger Kontakt mit den Auszubildenden,
I - abschließende Beurteilung der Auszubildenden über die Ausbildung
i  in der Organisationseinheit in Zusammenarbeit mit den auszubil-
t  denden Sachbearbeitern.

Für die Angehörigen des öffentlichen Dienstes, die als hauptamtlich
Lehrende in der Laufbahnausbildung (Beamtennachwuchs) tätig sind,
hat der Bund einen den Ausbildern gemäß BBiG vergleichbaren Ausbil
dungsgang vorgesehen. Flier hat der Teilnehmer seine Eignung in einer
Lehrprobe von insgesamt 75 Minuten nachzuweisen. Gesetzliche Grund
lage hierzu ist die BLV (§§ 15 Abs. 5 und 42 Abs. 6).

An den Fachhochschulen für die Ausbildung des gehobenen Dienstes
werden die Lehraufgaberi wahrgenommen von

- den Professoren, die die Voraussetzungen des § 44 Hochschulrahmengesetz erfüllen und
die der Besoldungsgruppe C angehören,

- den beamteten oder angestellten hauptamtlich Lehrenden, die überwiegend praktische
Fertigkeiten und Kenntnisse vermitteln und entsprechend dem § 56 Hochschulrahmenge
setz für besondere Aufgaben eingesetzt werden. Das sind in der Regel Beamte, die der
Laufbahngruppe des gehobenen Dienstes angehören,

- Beamte und Angestellte, die in Anlehnung des § 44 Hochschulrahmengesetz vergleich
bare Voraussetzungen wie Professoren erfüllen, aber der Besoldungsgruppe A angehören.
Sie sollen - ebenso wie die Lehrenden nach § 56 HRG - durch eine begrenzte Dauer der
Lehrtätigkeit die Verbindung zwischen Lehre und Praxis garantieren'®.

Zur Vorbereitung der Lehrenden der Fachhochschule werden von der
Bundesakademie für öffentliche Verwaltung im Auftrag der Fachhoch
schule für öffentliche Verwaltung vierwöchige Lehrgänge angeboten. Ei
nige Länder sind diesem Beispiel gefolgt.

I  98 Vgl. hierzu A/etzner, H. E., Ausbildung, aaO, S.452ff.
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Für die hauptamtlich an der Fachhochschule lehrenden Professoren werden nach § 44
HRG folgende Mindestanforderungen verlangt;
— ein abgeschlossenes Flochschulstudium,
- pädagogische Eignung, die in der Regel durch Erfahrungen in der Lehre oder Ausbildung

nachgewiesen wird,
— besondere Befähigung zu wissenschafdicher Arbeit, die in der Regel durch die Qualität ei

ner Promotion nachgewiesen wird,
- darüber hinausgehende besondere Leistungen bei der Anwendung oder Entwicklung wis

senschaftlicher Erkenntnisse und Methoden in einer mindestens fünfjährigen beruflichen
Praxis, von der mindestens drei außerhalb des Hochschulbereichs ausgeübt sein müssen®'.

23. Die Fortbildungssituation in der Verwaltung

In Zeiten restriktiver Haushalte verliert manches an Selbstverständlich
keit, was als gesicherte Erkenntnis das Verwaltungshandeln viele Jahre hin
bestimmte. Das gilt auch im besonderen Maße für die dienstÜche Fortbil
dung. Sie steht heute im Brennpunkt einer kritischen Spardiskussion
Offensichtlich ist es im letzten Jahrzehnt nicht gelungen, ihre Notwen
digkeit für j eden erkennbar und ohne Zweifel zu belegen. Zu deutlich haf
tet ihr auch heute noch der Anstrich der Reisetouristik, des Ausspannens
vom dienstlichen Alltagstrott an. Sollte dieser Eindruck entstanden sein,
dann trifft er keinesfalls Bedeutung und Stellenwert der dienstlichen Fort
bildung. Da diensthche Fortbildung nicht auf kurzfristige Effekte hin
ausgelegt ist, mag es sein, daß man sich über ihre tatsächliche Notwendig
keit hinwegtäuschen kann. Gleichwohl ist die Weiterbildung zur Erhal
tung und Steigerung der ökonomischen und sozialen Effizienz des
Verwaltungshandelns eine unverzichtbare Ergänzung zur Ausbildung, da

1. die fortschreitende technologische und soziale Entwicklung in Wirt
schaft und Verwaltung zu einer ständigen und tiefgreifenden Ände
rung der Arheitsanforderungen und der Arbeitsorganisation führt.
Damit aber veraltern die zur Berufsausübung erforderlichen Kennt
nisse und Fertigkeiten mit zunehmender Geschwindigkeit (z.B. neue

99 ebenda, S.456f.
100 Die linearen Einsparungen im öffendichen Dienst treffen die noch im Aufbau befindli

che diensdiche Fortbildung im besonderen Maße. Während viele Aufgabenbereiche des
öffentlichen Dienstes bereits in den 60er Jahren ihren Expansionsschub konsolidieren
konnten, begann man erst Anfang der 70er Jahre mit dem Aufbau eines Fortbildungssy
stems. Zu diesem Zeitpunkt waren die öffentlichen Haushalte bereits in einer ange
spannten Lage und die Mittelzuweisungen fielen entsprechend bescheiden aus.
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Gesetze, Verordnungen, neue Technologien (ADV), Ansprüche des
Bürgers u.a.m.

2. die fortschreitenden Spezialisierungen in nahezu allen technischen
Bereichen und in vielen Verwaltimgssparten es unerläßlich machen, die
Ausbildung auf ein breites Basiswissen zu stellen. Im Rahmen der be
rufsbegleitenden Fortbildung sind dann die erforderlichen anwen-
dungsbezogenen Kenntnisse und Fertigkeiten zu vermitteln^"2.

3. die Qualifikationen des Mitarbeiters im starkem Maße davon abhän
gen, inwieweit sie im Arbeitsfeld gefordert und trainiert werden. Fle
xibilität und Kompetenz eines Mitarbeiters bauen sich mit der Routine
am Arbeitsplatz ab. Die Fortbildung ist daher neben dem job rotation
eine notwendige Ergänzung zum Qualifikationserhalt des Mitarbei
ters'^"^.

Es wäre daher falsch, die Fortbildung lediglich als »Lückenbüßer« für die in der Schul-
und Berufsausbildung auftretenden Defizite einsetzen zu wollen. »Der Fortbildung«, so die
KGSt im Jahre 1974, »kommt aus vorstehenden Gründen eine gegenüber früheren Jahr
zehnten grundlegend andere Bedeutung zu: Sie ist eine Daueraufgabe mit langfristigem Aus
bauprogramm. Wird dies erkannt, ist jeder Hinweis auf die Begrenztheit der öffentlichen
Mittel bei der Durchführung von Fortbildungsmaßnahmen in Frage gestellt.«'"''
Auch Staatssekretär Hartkopf vom Bundesirmenministerium zeigte sich 1971 noch sehr

optimistisch; »Die Wirtschaft hat sich länger, intensiver und auch schon mit nachweisbaren
Erfolgen um die Fortbildung bemüht und vor allem erkannt, daß es sich hierbei nicht so sehr
um soziale Maßnahmen handelt, sondern um eine Investition am Bildungskapital, das sich
früher oder später vielseitig auszahlen wird.«'"" Es bleibt abzuwarten, ob sich der Fortbil
dungsgedanke auch in Zeiten knapper Ressourcen wird behaupten können. In jedem Falle
aber werden die Mittel in den nächsten Jahren auch hier sehr knapp bemessen sein, so daß
zwangsläufig neue Wege und Formen der Weiterbildung zu bedenken sein werden. Eine
stärkere Akzentuierung der Selbstbildung und ein vermehrter Rückgriff .auf die Weiterbil
dung vor Ort (on the job-Training) könnte den Weg aus diesem Kostendilemma weisen.

231. Ziel, Konzeption und Leitsätze

Der Mitarbeiter im öffentlichen Dienst ist verpflichtet, an der Fortbil
dung teilzunehmen und sich selbst fortzubilden. Dieser Pflicht, die sich
aus dem Beamtenrechtsrahmengesetz (§ 36) herleitet und für die Beamten

101 Vgl. anstelle vieler KGSt, Fortbildung in der Kommunalverwaltung, Köln 1974,
S.22ff., sowie die Literaturangaben zu Anmerkung Ziffer 5.

102 Meixner, Die Ausbildung ..., aaO, S.453ff.
103 Meixner, Personalpolitik, aaO, S.240 und 243 H.
104 KGSt, Fortbildung, aaO, S.24.
105 Hartkopf, G., Vor einer Reform des öffentlichen Dienstes, m-.Hartkopf, G., Stingl,].,

u.a.. Modernes Management im öffentlichen Dienst, Godesberger Taschenbücher,
Bd. 8, S.22.
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Gültigkeit hat, analog aber auch dem Sinne nach für Arbeiter und Ange
stellte gilt, steht die Fürsorgepflicht des Dienstherm gegenüber, die be
rufsbegleitende Fortbildung zu fördern. Auch die Bundeslaufbahnver-
ordnung (neu) weist in § 42 auf die Notwendigkeit und Bedeutung der
Fortbildungspflichten von Mitarbeitern und Dienstherrn hin: »Die Beam
ten sind verpflichtet, an Maßnahmen der dienstlichen Fortbildung teilzu
nehmen, die der Erhaltung und Verbesserung der Befähigung für ihren
Dienstposten oder für gleichbewertete Tätigkeiten dienen. Das gilt auch
für Fortbildungsmaßnahmen, die bei Änderungen der Laufbahnausbil
dung eine Angleichung an den neuen Befähigungsstand zum Ziel haben.
Im übrigen sind die Beamten verpflichtet, sich durch eigene Fortbildung
über die Anforderungen ihrer Laufbahn unterrichtet zu halten, auch so
weit dies der Anpassung an erhöhte und veränderte Anforderungen
dient. Zwar führen Beamtenrechtsrahmengesetz und BLV (neu)
nichts Näheres über die Pflichten des Dienstherrn zur Ausgestaltung der
Fortbildung aus, doch nach dem allgemeinen Verständnis dürften dabei
folgende Aspekte zu beachten sein:
- Die Verwaltung schafft die organisatorischen, personellen und finan

ziellen Voraussetzungen, um den Mitarbeitern die Teilnahme an Fortbil
dungsveranstaltungen zu ermöglichen.
- Die Verwaltung informiert umfassend über die Maßnahmen der

Fortbildung und bietet ein umfangreiches und vielseitiges Angebot geeig
neter Seminartypen an.
- Die Verwaltung orientiert den Umfang der dienstlichen Fortbildung

am Bedarf. Als Richtwerte nennen die Fortbildungsreferenten von Bund
und Ländern:
a. Für Führungskräfte aller Ebenen und Mitarbeiter mit besonders

schwierigen, raschem Wandel unterworfenen Aufgaben insgesamt
mindestens 5 Tage im Jahresdurchschnitt,

b. für Mitarbeiter mit schwierigen Aufgabenbereich insgesamt 5 Tage im
Durchschnitt von 2 Jahren,

c. für die anderen Mitarbeiter 5 Tage im Durchschnitt von 3 Jahren
- Die Verwaltung unterstützt die Selbstbildung des einzelnen durch

materielle Hilfe (etwa Bücher), Lehrmaterialien, finanzielle Hilfen und
durch Freistellung von dienstlichen Aufgaben.
- Strittig, allerdings für eine überzeugende Fortbildungskonzeption

unerläßlich, ist die Forderung der Studienkommission, den für die Fort-

106 BMI, BLV - neu aaO, S.2.
107 Vgl. hierzu die Empfehlungen der Fortbildungsreferenten von Bund und Ländern,

Schimmelpfennig, Zur dienstrechtsreform-ädaquaten Ausgestaltung allgemeiner
Grundsätze für die Fortbildung im öffentlichen Dienst, in PersV 2, 1978, S.68ff.
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bildung erforderlichen Zeitaufwand bei der Personalbemessung zu be
rücksichtigen. Bislang hat diese Forderung nur bei den Streitkräften zu ei
nem anerkannten Mehrbedarf geführt^"®.

Ort der berufsbegleitenden Fortbildung ist direkt (verwaltungsinterne
Fortbildungsträger) oder indirekt (verwaltungsexteme Fortbildungs
träger) die Verwaltung. Die hier betriebene Fortbildung steht daher in ei
nem unmittelbaren Bezug zu den Anforderungen des Arbeitsfeldes^"®.
Allerdings darf sich die Fortbildung nicht nur auf spezialisiertes, arbeits
platzbezogenes Wissen, Fertigkeiten und Kenntnisse beschränken, son
dern es sind auch allgemeine und arbeitsfeldübergreifende Inhalte zu
vermitteln. Den Bildungsbedürfnissen der Mitarbeiter, die in der Fort
bildung auch eine Chance auf Entwicklung, Entfaltung und Ausprägung
ihrer Persönlichkeit sehen, stehen somit die ökonomischen Sachzwänge
gegenüber"".

Aus diesem Spannungsverhältnis resultieren Zielkonflikte. Denn während die Verwaltung
an einer direkten Umsetzung des erworbenen Wissens interessiert ist, um auf diese Weise die
Aufwendungen für Personal und Sachmittel minimieren zu können, kann es durchaus im In
teresse der Mitarbeiter liegen, durch mehr Partizipation und Demokratisierung den Verwal
tungsablauf bewußter mitzugestalten. Das hierzu erforderliche Wissen muß daher auch Ge
genstand einer fachübergreifenden Fortbildung sein. Bei der Fortbildung kann es somit nicht
nur um ökonomische Forderungen gehen, sondern ebenso wichtig ist es, die gesellschafts
politischen und individuellen Bezüge des Mitarbeiters im Beruf herauszuarbeiten.

Der Fortbildungsbedarf einer Verwaltung hängt somit ab
- von dem Qualifikationsbedarf der Verwaltung
- von dem Qualifikationsbedarf, der sich aus den gesellschaftlichen

Bezügen des Mitarbeiters herleitet,
- dem Qualifikationsbedarf des Mitarbeiters als Leistungsträger,
- dem individuell bestimmten Qualifikationsbedarf des Mitarbei

ters"^.

108 Die ausbildungsintensiven Streitkräfte haben einen Teil ihrer Planstellen als ZBV-Stel-
len für Ausbildungszwecke ausgewiesen. Legt man einen Fortbildungsbedarf von 3 Ta
gen pro Jahr und Mitarbeiter zugrunde, dann hat dies rechnerisch einen Mehrbedarf in
Höhe von ca. 1,5 % des Personalbestandes zur Folge.

109 Eine Zusammenstellung verwaltungsinterner Aus- und Fonbildungsstätten gibt die
KGSt in ihrem Bericht über die Fortbildung in der Kommunalverwaltung. Im Sonder
heft 3 der Bundesakademie für öffendiche Verwaltung sind die Einrichtungen des Bun
des aufgeführt. KGSt, Fortbildung, aaO, S. 51 ff.; BAKöV (Hrsg.), Fortbildungsein
richtungen des Bundes, in: VuF, Sonderheft 3, 1975.

110 In einer kritischen Analyse stellt Witfwer fest, daß es den Arbeitgebern offensichdich
nicht gelingt, diesem Bedürfnis auf allen Ebenen des Unternehmens gerecht zu werden.
Er spricht von einer Privilegierung der Privilegierten. Witfwer, aaO, S.47ff.

111 Vgl. hierzu Wittwer, aaO, S. 109ff.; KGSt, Fortbildung, S.31ff.
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A. Der Fortbildungsbedarf der Verwaltung ergibt sich aus einem Ver
gleich zwischen den Anforderungen, die aus der Aufgabenstruktur einer
Verwaltung resultieren, und den verfügbaren Qualifikationen der Mitar
beiter. Dabei ist zu unterscheiden zwischen einem aktuellen (bis zu einem
Jahr), einem mittelfristigen (bis zu fünf Jahren) und einem langfristigen
Bedarf (über fünf Jahre). Dahinter steht die personalpolitische Forde
rung, daß der richtige Mann zum richtigen Zeitpunkt für den richtigen
Dienstposten verfügbar ist. Um dieses Ziel zu erreichen, ist häufig eine
langfristige personelle Entwicklungsplanung erforderlich^^.

Der aus der Entwicklungsplanung resultierende Fortbildungsbedarf unterliegt allerdings
auch personalpölitischen Vorgaben. Eine Konzeption, die auf den »Seiteneinsteiger« baut
und Beförderungsdienstposten nicht aus den eigenen Reihen, sondern über den Arbeits-
markt nachbesetzt, reduziert die langfristigen Fortbildungsaufwendungen einer Entwick
lungsmaßnahme. Anderer verwaltungsseitig entstehender Bedarf leitet sich durch die Ein
führung neuer Technologien, Gesetze und Arbeitsverfahren ab"^.

B. Die Begründung gesellschaftsbedinger Fortbildungsbedarfe leitet
sich aus der Tatsache ab, daß Wirtschaft und Verwaltung Teile unseres
Gesellschaftssystems sind. Die Bestrebungen im politischen System nach
Partizipation und Demokratisierung haben daher auch gleichermaßen
für das produzierende System Gültigkeit. Partizipation am betrieblichen
und/oder dienstlichen Geschehen erfordert eine Qualifizierung der Mit
arbeiter in bezug auf die Herrschafts- und die Produktiönsproblematik.
Es sind dies übergreifende Inhalte, wie sie auch im Rahmen der poHtischen
Bildung vermittelt werden

C. Der Mitarbeiter als Leistungsträger bedarf sicherlich einer sorgfälti
geren Qualifikationspflege, als man beispielsweise technischem Gerät bei
den regelmäßig stattfindenden Inspektionen zukommen läßt. Als »ler
nendes System« kann sich der Mitarbeiter flexibel auf neue Anforderun
gen einstellen. Doch diese Fähigkeit schränkt sich ein, wenn hierauf nicht
gezielt durch Fortbildungsmaßnahmen eingewirkt wird. Am Beispiel der
altersadäquaten PersonaTsteuerung werden diese Chancen, aber auch
Grenzen der Qualifikationspflege deutlich^^®.

112 Meixner, Personalpolitik, aaO, S. 118ff.
113 Obgleich ein enger inhaltlicher Bezug zwischen Personal-, Organisations- und Fortbil

dungspolitik besteht, ist es bislang nicht hinreichend gelungen, diese drei Quer
schnittsbereiche aufeinander abzustimmen.

114 Vgl. hierzu auch Wachtier, G., Flumanisierung der Arbeit, Stuttgart, Berlin, Köln,
Mainz 1979, S.139ff.

115 Vgl. hierzu die Längsschnittsstudien von Löwe und Almeroth. Sie konnten aufzeigen,
daß bei Mitarbeitern, die zu wenig auf ihren Arbeitsplätzen intellektuell gefordert wer-
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Ein weiterer Aspekt dieser Kategorie ist das Entwicklungspotential des
Mitarbeiters. Aufgrund unterschiedlicher intellektueller und motivatio-
naler Kompentenz wird der Fortbildungsaufwand bei gleichem Fortbil
dungsziel unterschiedlich ausfallen"®.

D. Von den drei aufgezeigten B edarfen im engeren Sinne ist das individu
elle Fortbildungsbedürfnis des Mitarbeiters abzuheben. Es wird durch
die Wertschätzungs- und Selbstverwirklichungsbedürfnisse eines Mitar
beiters geprägt. In einer individuellen Bedürfnisanalyse sind dm sich dar
aus abzuleitenden individuellen Entwicklungsziele festzustellen.

Bei der Umsetzung einer Fortbildungskonzeption sollten folgende Leit
sätze, die durchaus auch in einem Zielkonflikt zueinander stehen können,
Beachtung finden^":

1. Jeder Mitarbeiter ist verpflichtet, sich fortzubilden. !
2. Der Dienstherr schafft cfie organisatorischen, personellen und fi- i

nanziellen Voraussetzungen zur Fortbildung.
3. Der Dienstherr unterstützt und fördert die berufsbezogene Selbst- j

fortbildung. j
4. Jeder Mitarbeiter erhält die Chance, im Rahmen der'pcrsonalpoli- '

tischen und organisatorischen Möglichkeiten seinen Qualifikatio-
nen entsprechend fortgebildet zu werden. :

5. Die Fortbildung ist Aufgabe des Vorgesetzten. Er wird in der j
Wahrnehmung dieser Funktion von den Fortbildungsinstitutionen ;
der,Verwaltung unterstützt.

6. Kosten-Nutzen-Gesichtspunkte müssen auch in der Fortbildung i
beachtet werden. i

7. Die Fortbildungsseminare müssen pädagogisch wirksam sein. ;
8. Die Fortbildung von Mitarbeitern muß einen Beitrag zur Lösung

wichtiger Probleme in der Verwaltung leisten. !

den, ein erhöhter Leistungsabfall zu beobachten ist. Löwe, H., Almeroth, H., Unter
suchungen zur intellektuellen Lernfähigkeit im Erwachsenenalter, in: Probleme und
Ergebnisse der Psychologie 1, 1975, S.5ff.

116 In der Regel wird man davon ausgehen können, daß ein bestimmtes Fortbildtmgsziel
dann leichter und mit einem geringeren Aufwand zu erreichen ist, wenn die intellek
tuelle Ausstattung eines Mitarbeiters mit den Anforderungen übereinstimmt. Aus öko
nomischer Sicht erfordert die Beschickung eines Lehrganges eine Abwägung der Ko
sten-Nutzen-Relation.

117 Vgl. hierzu auch die Leitsätze der Fortbildungsreferenten sowie den Bericht der KGSt.
Schimmelpfennig, aaO, S.68ff.; KGSt, Fortbildung, aaO, S.31ff.
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9. Die Fortbildung darf nicht nur auf spezielle Tätigkeitsschwer- 1
punkte ausgerichtet werden, sondern sie muß auch Möglichkeiten j
zur Entwicklung der Persönlichkeit einräumen. j

10. Fortbildungsangebot und Lehrgangsbeschickung müssen das Ge4 j
bot der Chancengleichheit wahren. |

232. Fortbildungsinhalte und Fortbildungstypen

Zu unterscheiden ist zwischen dem Ziel, Inhalt und Anlaß einer Fortbil-
dungsmaßnahme. Diese gedankHche Unterscheidung ist angezeigt, da
identische Fortbildungsziele durch unterschiedliche Inhalte erreicht wer
den können.
Der Anlaß einer Fortbildungsmaßnahme bestimmt sich aus personal-

p ohtischen Erwägungen.
Aus thematischer Sicht lassen sich vier voneinander abgrenzbare In

halte nennen"®:

- fachspezifische Inhalte
- fachübergreifende Inhalte
- allgemein fachliche Inhalte
- arbeitsfeldpoHtische Inhalte.

A. Fachspezifische Inhalte sind auf abgrenzbare Operationen am Ar
beitsplatz, den sogenannten Verrichtungen bzw. Tätigkeitselementen,
abgestellt. Diese Inhalte lassen sich im produzierenden Bereich (syn
onym: operativer Arbeitsbereich) eindeutiger bestimmen, als im planen
den und verwaltenden Bereich (dispositiver Arbeitsbereich), da hier der
Freiheitsgrad in der Arbeitsausführung deudich größer ist.

Fachspezifische Inhalte sind konkret anwendungsbezogen. Sie füh
ren zu einer Spezialisierung der Mitarbeiterqualifikation. Als Beispiele für
den dispositiven Arbeitsbereich lassen sich Spezialisierungen etwa im Bei
hilferecht, im Laufbahn- und Tarifrecht, der Sozialhilfe u.a.m. nennen.

Für den Bereich der Ingenieurwissenschaften Höherer Dienst verdeudichtDauen^eofe die
fachspezifischen Inhalte am Beispiel des Fachgebietes Hochbau: öffendicher Hochhau,
Stadtplanung, Denkmalpflege, Wertermitdung, Bauunterhaltung, Bauordnungswesen,
fachtechnische Rechtsgebiete"'.

118 Vgl. hierzu 9Mc\iBrinkmann, G., Rippe, W., Pippke, W., DieTätigkeitsfelder des höhe
ren Verwaltungsdienstes Opladen 1973; Meixner, Personalpolitik, aaO, S. 69; Pippke,
W., Die Entwicklung der Qualifikationsanforderungen in der öffendichen Verwaltung,
in: VuF 1, 1980, S.3ff.

119 Duvenbeck, B., Komponenten des Anforderungsprofils im höheren technischen Ver
waltungsdienst, in: VuF 4, 1981, S. 123 ff.
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Die Vermittlung und Anwendung fachspezifischer Inhalte ist so zu
konzipieren, daß ein ausgewogenes Verhältnis zwischen Spezialisie
rung einerseits und Verwendungsbreite andererseits gewahrt bleibt^^o

B. Fachübergreifende Inhalte beziehen sich auf Qualifikationen, die
neben der Verrichtungsspeziahsation erforderlich sind, um den Ablauf
zwischen den Arbeitsplätzen und das Arbeiten in Teams bei unterschied-
hchenRollenvorgaben (z.B. Vorgesetzter, Mitarbeiter) zu gewährleisten.
Typische funktionsübergreifende Inhalte beziehen sich auf die vier Quer
schnittsfunktionen Personal, Planung, Haushalt und Organisation, und
sie reichen von den Führungstechniken über Fragen der Öffentlichkeits
arbeit (etwa »Beratertraining«) bis hin zu Arbeits- tmd Planungstechni
ken.

C. Allgemein fachliche Inhalte beziehen sich auf die strategische und
taktische Unternehmensphilosophie, das »technische Regelwerk« und
allgemeine Aspekte des Arbeitsfeldes (Arbeitsschutz, Erkenntnisse der
Arbeitswissenschaft).

D. Die arbeitsfeldpolitischen Inhalte thematisieren die Zusammen
hänge zwischen Gesellschaft, Beschäftigungssystem, Arbeitsplatz, Mit
arbeiter und Persönlichkeit und stellen insoweit einen besonderen Aspekt
der politischen Bildung dar^^^.

Aus personalpolitischer Sicht lassen sich folgende Arten von Fortbil
dungsveranstaltungen nennen (anlaßbezogener Aspekt)

- die Einführungsfortbildung
- die Anpassungsfortbildung
— allgemeine und fachspezifische
- facnerweiternde

120 Im Rahmen des job rotation, dem planmäßigen Aufgabenwechsel, wird einer zu engen
Spezialisierung am Arbeitsplatz durch eine häufige Verwendungsabfolge entgegenge
wirkt. Auch eine abgestimmte Beförderungsabfolge (vertikale Mobilität) kann einsei
tige Spezialisierungen einkreisen helfen.

121 Vgl. hierzu Wachtier, aaO, S. 139ff. sowie Groskurth, P. (Hrsg.), Arbeit und Persön
lichkeit: Berufliche Sozialisation in der arbeitsteiligen Gesellschaft, Ergebnisse der Ar
beitswissenschaft für Bildung, psychosoziale und gewerkschaftliche Praxis, Reinbek
1979.

122 Mattern, K. H., Die Bundesakademie für öffentliche Verwaltung, in: VuF, Sonderheft
3, aaO, S. 20ff; ders., Grundlinien zu einem System der diensdichen Fortbildung, in:
VuF 1, 1974, S.Sff.
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- projektbezogene
- bei länger dauernder Dienstunterbrechung.

- die Förderungsfortbildung

A. Bei der Einführungsfortbildung handelt es sich um eine nachgeholte
oder ergänzende Ausbildung überall dort von besonderem In
teresse, wo die Verwaltung nicht als Ausbilder selbst in Erscheinung tritt
(z.B. beim Höheren Dienst) oder aber Mitarbeiter aus der Wirtschaft in
den öffentlichen Dienst eintreten (»Seiteneinsteiger«). Neben der Ver
mittlung von nachgeholtem Basiswissen kann £e Einführungsfortbil
dung auch das Ziel verfolgen, die interdisziplinäre Kooperationsfällig
keit zu fördern. Die Einführungsfortbildung wendet sich vornehnilich an
neu in die Verwaltung eintretende Mitarbeiter^^''.

B. Die Anpassungsfortbildung dient der Aktualisierung, Erweiterung
und Pflege der Qualifikationen eines Mitarbeiters zur Erhaltung der hori
zontalen Mohilität'2®. Eine ständige Aktualisierung der Kennmisse und
Fertigkeiten eines Mitarbeiters ist in dem Maße zwingend, wie sich das so
ziale und technologische Umfeld des Arbeitsfeldes ändert. Neue Gesetze,
Verordnungen und Richtlinien erfordern ebenso eine gezielte Umschu
lung des Mitarbeiters wie etwa neue Arbeitstechniken.
Die Erweiterung des tätigkeitsbezogenen Wissens wird bei Umsetzun

gen und Versetzungen in neue Arbeitsgebiete erforderlich. Dahinter steht
die personalpolitische Vorgabe, einseitigen Spezialisierungen der Mitar
beiter durch Maßnahmen, die auf Verwendungsbreite zielen, entgegen
zuarbeiten Die Pflege bestehender Qualifikationen ist erforderlich, da

123 ebenda, S.8f.; KGSt, Fortbildung, aaO, S.20.
124 Besondere Bedeutung kommt der Einführungsfortbildung in der Laufbahngruppe des

höheren Dienstes zu. In einer durch Juristen geprägten Verwaltung ist es etforderlich,
das entsprechende verwaltungstechnische Rüstzeug zu vermitteln.

125 Unter horizontaler Mobihtät versteht man personalpolitische Entscheidungen, die auf
einen planmäßigen Aufgabenwechsel gerichtet sind (job rotation). Dieser Wechsel voll
zieht sich auf der gleichen hierarchischen Stufe. Bei der vertikalen Mobilität handelt es
sich dementsprechend um eine Umsetzung auf eine höhere (Aufstiegsmobilität) oder
auch untere Funktionsebene (Abstiegsmobilität). Vgl. Meixner, Personalpolitik, aaO,
S. 116ff. und 234ff.

126 Im Zuge hin zu einer immer ausgeprägteren Spezialisierung ist es ein besonders dringli
ches Anliegen der Persönalpolitik, die Verwetidungsmobilität durch eine gezielte Ver
wendungsbreite herbeizuführen. Gerade in innovationsgeprägten Arbeitsbereichen ist
es erforderlich, freigesetztes Personal an neue, häufig andersartige Funktionsbereiche
heranzuführen. Diese Aufgabe läßt sich auch seitens der Betroffenen am besten lösen,
wenn im Vorfeld durch systematische Verwendungsabfolgen die Flexibilität gefördert
wird.
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selbst anspruchsvolle Aufgaben, wenn sie über einen längeren Zeitraum
hinweg wahrgenommen werden, FlexibiÜtät und Kreativität der Mitar
beiter durch die dadurch bedingte Routine einschränken können. Anpas
sungsfortbildung muß daher auch die geistige Aktivität der Mitarbeiter
erhalten.

Die Anpassungsfortbildung steht immer in einem engen Bezug zu Maßnahmen derPerso-
nalsteuerungi^'. Adressaten der allgemeinen (Pflege) und der fachspezifischen Anpassungs
fortbildung (Aktualisierung) sind Mitarbeiter, die in bestimmten Funktionsbereichen über
längere Zeit hinweg tätig sind. Die facherweiternde Anpassungsfortbildung (Erweiterung)
wendet sich an Mitarbeiter, die für neue Verwendungen vorgesehen sind oder deren Umset
zung in neue Tätigkeitsbereiche bereits vollzogen wurden. Die projektbezogene Anpas
sungsfortbildung ist eine besondere Art der Anpassungsfortbildung, um Innovationen (wie
etwa Reformprojekte) oder andere wichtige Maßnahmen der Oiganisationsentwicklimg
voranzutreiben^^. Die Beurlaubung insbesondere bei weibfichen Mitarbeitern nach § 79 a
BBG und § 48 a BRRG läßt nach einer länger dauernden Diensmnterbrechung eine Anpas-
sungs- und Wiedereingliederungsmaßnahme angezeigt erscheinend^'.

C. Bei der Förderungsfortbildung handelt es sich um Weiterbildungs
maßnahmen zur Vorbereitung der Übernahme qualitativ höherwertiger
Funktionen. Dieser Fortbildungstyp dient somit der Förderung vertika
ler Mobilität. Zu dieser Fortbildung werden auch BildungsmäSnahmen
gerechnet, die den Aufstieg in die nächst höhere Laufbahn vorbereiten.
Da nach dem Beamtenrechtsrahmengesetz Beamte - das gilt analog für Angestellte und

Arbeiter -, die ihre Kenntnisse und Fertigkeiten durch Fortbildung nachweislich »wesent
lich« gesteigert haben, zu fördern sind und ihnen entsprechend den organisatorischen Mög
lichkeiten Gelegenheit zu geben ist, »ihre Fachkenntnisse in höher bewerteten Dienstge
schäften anzuwenden« (BLV § 42 Abs. 4), ist bei diesem Fortbildungstyp von einer sehr ho
hen Teilnehmernachfrage auszugehen Mit Besuch dieser Kurse eröffnen sich für den Mit
arbeiter Perspektiven des beruflichen Fortkommens. Die Nachfrage nach diesem Bildungs
typ dürfte somit größer sein als der Ergänzungsbedarf an Führungskräften und die darauf
abgestimmte Lehrgangskapazität. Um die Chancengleichheit zu wahren, regelt die BLV
(§ 42 Abs. 3), daß »den Beamten ihrer Eignung entsprechend Gelegenheit gegeben werden
soll, an nach Bedarf eingerichteten Maßnahmen der dienstlichen Fortbildung teilzunehmen,
die zum Ziel haben, die Befähigung für höherbewertete Tätigkeiten zu fördern. Die Beamten
können vom zuständigen Vorgesetzten vorgeschlagen werden oder sich bewerben. Bei der
Auswahl der Beamten sollen die Erfordernisse der Personalsteuerung besonders berücksich
tigt werden. «^'^

127 Vgl. hierzu extch. Meixner, aaO, Personalpolitik, S.117ff.
128 KGSt, Fortbildung, S.30ff.
129 Vgl. hierzu Wiese, aaO, S.83ff.
130 BMI, BLV - neu -, aaO, S. 84.
131 ebenda, S.85.
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D. Als Vorbereitung auf eine neue Lebensphase bieten heute Unterneh
men der Wirtschaft vermehrt älteren Mitarbeitern, die kurz vor der Zur-
ruhesetzung stehen, einen neuartigen Fortbüdungstyp an^^^^

233. Organisation der Fortbildung und Fortbildungsträger

Die organisierte dienstliche Weiterbildung stellt fest, -welcher Mitarbeiter
(wer?) zu welchem Zeitpunkt (wann?) durch welche Maßnahmen (was?)
an welchem Ort (wo?) zu welchen Bedingungen (Kosten?) und mittels
welcher Methoden (wie?) fortzubilden ist.
Der Ort der Bildungsmaßnahme kann sowohl der Arbeitsplatz als auch

eine zentrale oder dezentrale Fortbildungseim-ichtung sein. Methoden,
die bei der Fortbildung am Arbeitsplatz Anwendung finden, reichen von
der Arbeitsunterweisung, der gelenkten Erfahrungsvermittlung, des job
rotation bis hin zum dienstbegleitenden Unterricht und den Arbeitsbe
sprechungen Die Fortbildungsmethoden außerhalb des Arbeitmlat-
zes umspannen eine breite Palette von Vortragsmethoden bis hin zu Tech
niken der Gruppenarbeit und den Simulationstechniken^'*. Die Aufwen
dungen für Fortbildungsmaßnahmen haben heute ein besonderes Ge
wicht. Die Kostenentwicklung in der Verwaltung wird dazu führen, daß
man künftig der Selbstbildung ein größeres Gewicht beimessen wird und
die Beschickung zentraler Lehrgänge nicht mehr flächendeckend betrei
ben wird, sondern das Multiplikatorenprinzip stärker zur Geltung brin
gen wird: Ausgewählte Mitarbeiter werden zentral fortgebildet und ver
mitteln dieses erworbene Wissen anschließend etwa in Form des dienstbe
gleitenden Unterrichts am Arbeitsplatz

Fortbildungsmaßnahmen können verwaltungsintern oder verwaltungs ex
tern erfolgen. Die verwaltungsinterne Fortbildung ist in der Regel stär
ker auf die konkreten Belange des Arbeitsfeldes und die besonderen Er-

132 Diese Bildungsmaßnahmen sollen dem Mitarbeiter den Start in die dritte Lebensphase
erleichtern helfen.

133 Vgl. hierzu auch KGSt, Fonbildung, aaO, S. 43ff.
134 Vgl. hierzu Ziffer 433.3, S. 264ff.
135 Die restriktive Haushaltslage von Bund, Ländern und Gemeinden ztvingt auch auf die

sem Sektor des Verwaltungshandelns zu kostensparenden neuen Wegen. Erste Erfah
rungen lassen erkennen, daß neben der Einsparung von Kosten die Multiplikatorense
minare weitere Vorteile aufweisen können: Die Lehrgangsteilnehmer lernen gezielter
und problemorientierter. Da sie davon ausgehen müssen, daß sie in ihrer B ehörde den
Stoff später selbst vermitteln müssen, ist die Lernmotivation und das Problembewußt
sein besonders hoch ausgeprägt. Als weiterer Vorteil ist die Transformation des Gelern
ten auf die speziellen Probleme der Verwaltung durch die Multiplikatoren zu nennen.
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fordemisse der Verwaltung ausgerichtet. Verwaltungsexterne Fortbil
dungsmaßnahmen haben den Vorteil, daß es hier zu einem Erfahrungs
austausch zwischen den Dienstherren - aber auch zwischen Wirtschaft
und Verwaltung - kommen kann. Das gilt gleichermaßen für Trainings
maßnahmen on und off the Job^^®.

Bund, Länder und Gemeinden haben in den letzten beiden Jahrzehnten-
im besonderen Maße mit Beginn der 70er Jahre- flächendeckend Einrich
tungen zur dienstlichen Fortbildung geschaffen. Diese sind nach den Or
ganisationsprinzipien der Zentralisation und der Dezentralisation so
wie nach fachlichen Aspekten (z.B. Einrichtungen für die Lehrerfortbil
dung, die Fortbildung von Polizeibeamten) gegliederte^'. Eine Zentralisa
tion der Fortbildung wird immer dann angestrebt, wenn
- wegen geringer Nachfrage etwa bei hochspezialisierten Lehrgängen die

Lehrgangskapazität nicht ökonomisch genutzt werden kann,
- ein Erfahrungsaustausch zwischen den Teilnehmern verschiedener

Dienststellen und/oder Dienstherren erreicht werden soll,
- es sich um sogenannte Multiplikatorenseminare handelt,
- die Organisation eines Seminars die vidrtschaftHche Lage einer Gemein

de, Dienststelle übersteigt,
- eine geeignete Infrastruktur nicht zur Verfügung steht

Auf Bundesebene nimmt die Bundesakademie für öffentliche Verwaltung neben der Bun-
desfinanzakademie, der Akademie für Führungskräfte der Deutschen Bundespost, der Bun
desakademie für Wehrverwaltung und Wehrtechnik, der Führungsakademie der Bundes
wehr, der Fortbildungsstätte des Auswärtigen Amtes und der Deutschen Bundesbahn zen
trale Aufgaben der dienstbegleitenden Fortbildung für Angehörige der Bundesverwaltung
wahr^^'. Auch die Länder haben - sieht man einmal von der Lehrerfortbildung und der
Fortbildung in Fachbereichen wie etwa der Polizei, des Katastrophenschutzes ab ""-insbe
sondere während der letzten Jahre ihre Anstrengungen zur Schaffung von Fortbildimgska-
pazitäten intensiviert"'.

136 Derzeit sind gemeinsame Seminare von Wirtschaft und öffentlichem Dienst selten. Ge
rade hier aber bietet sich ein stärkerer Meinungsaustausch an, um einander besser ver
stehen zu können. Gleiches gilt für Seminare, die die Ebenen von Bund, Länder und
Gemeinden sowie zwischen diesen Ebenen erfassen.

137 Bei der Zentralisation kann nach Objekten/Aufgabenbereichen und Funktionsberei
chen (etwa Laufbahnen) sowie nach zeitlichen und regionalen Gesichtspunkten geglie
dert werden. Bei der regionalen Zentralisation werden die Fortbildungsmaßnahmen
meist auf eine örtliche Institution konzentriert.

138 KGSt, Fortbildung, aaO, S.52ff.
139 BAKöV (Hrsg.), Fortbildungseinrichtungen des Bundes, Sonderheft 4, aaO.
140 In diesen Aufgabenbereichen der Verwaltimg hat die Fortbildung bereits seit Jahrzehn

ten einen hohen Stellenwert.

141 Beispielsweise hat das Land NRW Ende der 7Qer Jahre eine Fortbildungsakademie in
Attendorn eingerichtet.
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Eine von Bund und Ländern gemeinsame Einrichtung zur Aus- und Fortbildung von
Verwaltungsbeamten ist die Hochschule für Verwaltungswissenschaften in Speyer"^. Auf
kommunaler Ebene befindet sich eine systematisierte Fortbildung nach wie vor in den An
fängen"^. Als zentrale Einrichtungen stehen hier die Kommunale Gemeinschaftsstelle für
Verwaltungsvereinfachung (KGST) und das Deutsche Institut für Urbanistik (DIFU) zur
Verfügung"®. Eine zentrale Akademie für die Fortbildung von Angehörigen der Kommu
nalverwaltungen, wie dies wiederholt gefordert wurde, steht bislang nicht zur Verfügung"®.
Zukünftig wird man aber auch in diesem Bereich vermehrt auf die Kapazitäten der verwal
tungsinternen Ausbildungsträger (Studieninstitute, Fachhochschulen) zurückgreifen kön
nen"'. Die restriktiven Haushalte machen es derzeit wahrscheinlich, daß man sich über die
noch bestehenden Bedenken und Besitzstände - der Not knapper Ressourcen folgend - hin
wegsetzen wird.

234. Die Auswahl der Fortbilder

Der Erfolg einer Fortbildungsmaßnahme ist in einem besonderen Maße
von der Auswahl der Dozenten abhängig Dies gilt sowohl für on the
job- als auch für off the job-Trainingsmaßnahmen. Gaugier fordert daher
auch für die arbeitsplatzbezogenen Fortbildungsmaßnahmen den »Lern
vorgesetzten« ̂"5 E]- soll als Vorgesetzter den Führungsnachwuchs am
Arbeitsplatz ausbilden. Es dürfe, so Gaugier, nicht dem Zufall überlassen
bleiben, wer die Aufgaben des Lernvorgesetzten in einer Verwaltung
übernimmt^®". Damit ist vornehmlich die Personalabteilung in die Pflicht
genommen, geeignete Vorgesetzte mit diesen Aufgaben zu betrauen.

142 Es handelt sich hierbei um eine Einrichtung zur Ausbildung, Fortbildung und For
schung auf dem Gebiet der Verwaltungswissenschaften. Das Fortbildungsangehot ist
auf Verwaltungsbeamte des höheren Dienstes zugeschnitten.

143 Vgl. hierzu KGSt, Fortbildung, aaO, S.65ff.
144 ebenda, S.52ff.
145' ebenda, S. 54.
146 ebenda, S. 52ff.
147 Mit der Einrichtung verwaltungsinterner Fachhochschulen wurden umfangreiche Aus-

hildungskapazitäten in den letzten Jahren geschaffen, die sich auch im Rahmen der
dienstlichen Fortbildung nutzen ließen. Derzeit ist die Diskussion zu diesem Thema al
lerdings noch nicht abgeschlossen. Eine vergleichbare Diskussion wird derzeit im Hin
blick auf die Hochschulkapazitäten geführt. Hier zeichnen sich infolge verringerter
Nachfrage an Studienplätzen ah 1990 Überkapazitäten ab. Sie können für 'Weiterbil
dungsmaßnahmen genutzt werden.

148 Gemeint ist hier der richtige Dozent für eine bestimmte Situation. Damit wird festge
stellt, daß es nicht den für alle Unterrichtssituationen gleichermaßen besten Dozenten
gibt, sondern den für eine bestimmte Situation geeigneten. Vgl. hierzu auch Ziffer 33,
S. 149 ff.

149 Gaugier, £., Lernvorgesetzte für den Führungsnachwüchs, in: Personals, 1982, S. 181.
150 Gemeint und angesprochen ist damit die Bedeutung des Beobachtungsiemens: Auch
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Bei den off the job-Trainingsmaßnahmen müssen die Fortbildungsträ
ger über die Auswahl der Dozenten entscheiden. Dabei lassen sich vier
Adressatengruppen ansprechen:

- der verwaltungseigene Vollzeitdozent
- der verwaltungsexterne hauptberufliche Gastdozent
- der verwaltungseigene Fachmann
- der verwaltungsexterne Spezialist^^^.

Wenngleich zu fordern ist, daß oei der Auswahl von Dozenten ein be
sonders strenger Maßstab anzulegen ist, v/ird man häufig dennoch in der
Praxis Kompromisse eingehen müssen. Denn häufig fehlt dem Fachmann
die pädagogische Erfahrung, und mitunter hat sich der hauptberufliche
Gastdozent zu weit von der Verwaltungswirklichkeit entfernt.

Folgt man Birkenbihl, dann beschreibt die folgende Eigenschaftsliste den guten Dozen-
ten^®^: Intelligenz, natürliche Autorität, pädagogisches Talent, überlegenes Fachwissen,
Kenntnisse didaktischer Methoden, Enthusiasmus (Begeisterungsfähigkeit), positive Ein
stellung zu den Seminarteilnehmern Die KGST nennt neben der fachlichen Qualifikation
folgende pädagogische Eigenschaften, die den Dozenten auszeichnen sollten^'':
- Fähigkeit zur sachbezogenen Anwendung von Fortbildungsmethoden und Hilfsmitteln,
- Fähigkeit zur lebendigen Vermittlung von Stoffen,
- Motivation zur Mitwirkung bei Fortbildungsveranstaltungen,
- Anpassungsfähigkeit an die jeweilige Fortbildungsgruppe.

Unternehmen der Wirtschaft, die der Fortbildung ein besonderes Gewicht beimessen,
machen es ihrem Führungsnachwuchs zur Pflicht, sich im Rahmen ihrer Verwendungsab
folge für eine Tätigkeit als Dozent zur Verfügung zu stellen. Da diese Tätigkeit bei Beförde
rungsentscheidungen als ein wichtiges Kriterium gewichtet wird, kann derFortbildungstiü-
ger bei Nachbesetzungen auf besonders quahfizierte Mitarbeiter zurückgreifen.

235. Kriterien der Lehrgangsbeschickung

Auswahl und Abordnung von Interessenten an einer FortbildungsVeran
staltung erfolgen durch die personalbearbeitenden Stellen. Entschei
dungsgrundlage ist neben dem Fortbildungsbedarf der Organisation
und dem Fortbildungsbedürfnis des Mitarbeiters die dienstliche Ab-

nicht erstrebenswerte Verhaltensweisen von Vorgesetzten werden von dem Nach
wuchs gelernt, sofern dieses Verhalten aus der Sicht des Nachwuchses zu einem ange
strebten Ergebnis führt. Vgl. hierzu auch S. 123 f.

151 Vgl. hierzu auch KGSt, Fortbildung, 5.28.
152 Birkenbihl, M., Train the Trainer - Kleines Arbeitshandbuch für Ausbilder und Do

zenten mit 42 Rollenspielen und Fallstudien, 5. Aufl. München 1980, S.53ff.
153 Diese Qualifikationen können bestenfalls eine Komponente für den Unterrichtserfolg

sein. Vgl. hierzu auch S.92f. u. 229ff.
154 KGSt, Fortbildung, aaO, S.29.
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könunlichkeit. Verwaltungsseitig kann der Fortbildungsbedarf eines
Mitarbeiters resultieren aus
- der Diskrepanz zwischen den Anforderungen eines Dienstpostens und

den Befähigungsstand des Mitarbeiters,
- einer in Aussicht genommenen Umsetzung in andere Fachgebiete (ho

rizontale Mobilität),
- einem vorgesehenen beruflichen Aufstieg (vertikale Mobilität)^^.

Die Praxis der Lehrgangsbeschickung zeigt indes noch allzu häufig, daß nicht immer die
richtigen Adressaten für die Seminare erreicht werden können. Das liegt mitunter auch an
den Vorgesetzten, die auf besonders qualifizierte Mitarbeiter - selbst zeitweise - nicht ver
zichten möchten. In diesem Fall aber werden sie allerdings ihren Vorgesetztenpflichten nicht
gerecht^^®.

236. Erfolgskontrollen in der Fortbildung

Auch die dienstUche Fortbildung muß sich dem Prinzip der Wirtschaft
lichkeit stellen, wie dies vom Gesetz über die Grundsätze des Haushalts
rechts des Bundes und der Länder (§ 6 Abs. 1 HGrG) sowie der Bundes
haushaltsordnung (§ 7 Abs. 1 BHO) für alle kostenwirksamen Maßnah
men gefordert wird^®'. Diesem Grundsatz kommt heute eine besondere
Bedeutung zu, da die Mittel äußerst begrenzt sind. Die KGST hat bereits
1974 in ihrem Gutachten Wege aufgezeigt, um die Effizienz von Fortbil
dungsmaßnahmen abzuschätzen^®®. Aus systemorientierter Sicht lassen
sich hierbei
- monetäre Ansätze, bei denen Kosten und Nutzen der Fortbildung in

Marktpreisen ausgedrückt werden (Kosten-Nutzen-Analyse-KNA)
- nicht monetäre Ansätze, bei denen ein Zielsystem zugrundegelegt wird

und mit gewichteten Zielen auf den Erfüllungsgrad hin untersucht wer
den (Kostenwirksamkeitsanalysen-KWA).

155 Vgl. hierzu Gonschorrek, Saul, Pädagogik, aaO, S.24ff.; KGSt, Fortbildung, aaO,
S.31{{.; Meixner, K. H., Personalpolitik, aaO, Hackstein, R., Nüssgens,
Uphus, P. H., Personalentwicklung im System Personalwesen, in: FB 2, 1972, S. 97f.

156 Man spricht in diesem Zusammenhang auch von »Lehrgangslöwen«. Dies sind Mitar
beiter, die häufig in Fortbildungsseminaren der unterschiedlichsten Inhalte anzutreffen
sind. Es liegt die Vermutung nahe, daß diese Mitarbeiter im Arbeitsfeld als entbehrlich
angesehen werden. Dagegen verdichtet sich der Verdacht, daß die tatsächlichen Adres
saten einer Weiterbildungsmaßnahme häufig das an sie gerichtete Fortbildungsangebot
nicht nutzen.

157 Eichhorn, P., Verwaltungshandeln und Verwaltungskosten - Möglichkeiten zur Ver
besserung der Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung, Baden-Baden 1979, S.25ff.

158 KGSt, Fortbildung, aaO, S.48.
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Hierbei stehen Zielfindungs- und Zielsetzungsprozesse im Vorder
grund. Da sich eine Kosten-Nutzen-Analyse aus mancherlei Gründen
(so etwa wegen der vielen nicht quantifizierbaren Parameter) im Fortbil
dungsbereich verbietet, verbleibt als Zugang bestenfalls eine Kostenwirk-
samkeitsanalyse. Aber auch bei dieser Methode stößt man schon bald auf
Grenzen, da das Bezugssystem Fortbildung sehr komplex ist^®®.
Für eine Erfolgskontrolle im Fortbildungsbereich empfiehlt sich daher

ein Zugang über Teilsysteme der dienstbegleitenden Fortbildung: Er
folgskontrollen wären im Hinblick

— auf das Fortbildungsprogramm,
— auf die Durchführung von Fortbildungsveranstaltungen,
— auf die Auswirkungen im Arbeitsfeld (Wissen- und Fähigkei

ten-Transfer)
durchzuführen^®".

Als Verfahren der Erfolgskontrolle nennt Lattmann:
a. die Nachher-Untersuchung
b. die Vorher-Nachher-Untersuchung
c. den Vergleich von Versuchs- und Kontrollgruppen

Die Nachher-Untersuchung stellt fest, ob die mit einer Bildungsmaß
nahme vorgesehenen intendierten Ziele erreicht wurden. Bewertungskri
terien können Lemziele, Teilnehmererwartungen sowie Kenntnis- und
Fertigkeitstests sein. Die Vorher-Nachher-Untersuchung differenziert
nach individuellen Ausgangsvoraussetzungen und dem erzielten Lerner
gebnis. Eine weitere Differenzierung, die allerdings auch entsprechend
höhere Aufwendungen erforderlich macht, ist der Vergleich von Ver
suchs- und KontroUgruppen. Hier werden beispielsweise die Verkaufs
leistungen von Verkäufern, die ein Verkauftraining durchlaufen haben,
mit den Leistungen von denen verghchen, die einer solchen Weiterbil
dungsmaßnahme nicht unterzogen wurden.
Um Erfolgskontrollen durchführen und Effekte bewerten zu können,

sind in jedem Fall SOLL-IST bzw. IST-IST-Vergleiche erforderlich^®^.
Denkbare Methoden zur Erfassung der dazu erforderlichen Vergleichs
kriterien sind

159 Schwebbach, W., Zur Frage der Wirtschaftlichkeit von Fortbildungsmaßnahmen im öf
fentlichen Dienst, in: VuF 3,1974, S. 123 ff.; vgl. hierzu auchÄern, £., Ist der Fortbil
dungsbedarf in der öffentlichen Verwaltung berechenbar? in: VuF 4, 1973, S. 173.

160 Schäfer, H., Aus- und Fortbildung im öffentlichen Dienst- Grundlagen und Ziele einer
Reform, in: Genscher u.a., Bildungsreform, aaO, S. 163ff.

161 Lattmann, C., Organisation des Personalwesens, in: HWP, Sp. 1427ff.
162 Vgl. hierzu auch die Ausführungen über Lernbilanz, S. 220ff.
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- die Beobachtung
• offene

• standardisierte

- die Befragung
• offene

• standardisierte

- die direkte Erfolgsmessung aih Arbeitsplatz
- die Erfolgsermittlung durch Betrachtung des Verwaltungsablau

fes (Systembetrachtung)

Bei einer offenen Beobachtung wird das Verhalten eines Mitarbeiters
(etwa Verhalten eines Mitarbeiters nach einer Weiterbildungsmaßnahme
in bezug auf »Kunden-Bürgerfreundlichkeit«) erfaßt (z.B. Videokamera)
und beschrieben. Bei der standardisierten Beobachtung liegt hierzu eine
nach bestimmten Beobachtungsdimensionen strukturierte Checkliste

164
vor

Diese Methode wird auch in der Lehrerausbildung eingesetzt: Unter
richtsplanung, -gestaltung und Verhalten des Lehrers werden auf einem
hierzu eigens konzipierten standardisierten Beobachtungsbogen festge
halten^®®.

Bei der Befragungsmethode können subjektive (etwa Teilnehmerabfra
ge) aber auch objektivierte Daten (etwa Vorgesetztenbefragung) über Ein
stellungen, Verhaltensänderungen und/oder Arbeitstechniken erhoben
werden. In der Fortbildung wird diese Methode häufig am Ende eines Se
minars eingesetzt^®®. Eine Sonderform dieser Methode sind vorstrukm-
rierte Kenntnistests ̂®®.

Bei der direkten Erfolgsmessung am Arbeitsplatz - Völkner spricht in
diesem Zusammenhang von einem Wissens- und Fähigkeitstransfer^®'' —
werden die Weiterbildungseffekte am Arbeitsplatz gemessen. Das Me
thodenspektrum reicht von den Refa-Zeitmessungsverfahren bis hin zu

163 Meixner, H. £., Anforderungs- und Eignungsprofile-Hoffnung oder Illusion auf dem
Weg zu einer objektiven und effizienteren Personalführung, in: ZBR 8, 1979, S. 172 ff.

164 Derlien, H. U., Methodische Probleme der empirischen Verwaltungsforschung, Bonn
1978, S.24ff.

165 Kubicek, H., Empirische Organisationsforschung, Konzeption und Methode, Stutt-
gan 1975, S.58ff.

166 Vgl. hierzu S.60.
167 Voelkner,]., Die Ermittlung des Lernhedarfs nach dem Gegenstromprinzip, in: Jäcke-

ring u.a., Lernorganisation, aaO, S.25ff.
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out-put-orientierten Bewertungen, wie sie etwa in den Leistungs- und
VerwendungsBeurteilungen erhoben werden^®®.

Die Erfolgsermittlung durch Betrachtung der betrieblichen Gesamtent
wicklung bedient sich des Kostenvergleichs. Hier werden die monetären
Aufwendungen für Fortbildungsmaßnahmen mit den Produktions- und
Absatzziffern verglichen. Im internationalen Vergleich, aber auch in ab
grenzbaren Unternehmensbereichen (Marketing), ist diese Kostenpla
nung durchaus üblich. Auch in der Bildungspolitik spielen solche Verglei
che eine Rolle. So werden etwa die finanziellen Aufwendungen von Indu
strienationen in Relation zu der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung
gesetzt^®®. Dabei zeigt sich, daß das Wachstum der Volkswirtschaft nicht
allein durch den erhöhten Einsatz von Kapital und Arbeit erklärt werden
kann. Entscheidend ist ebenfalls der Stand der wissenschaftlichen und
technologischen Entwicklung"".

24. Verfahren zur Ermittlung des Aus- und Fortbildungsbedarfes

Die Ermittlung des Aus- und Fortbildungsbedarfes erfolgt durch einen
SOLL-IST-Vergleich. Grundlage dieses Vergleiches sind die Anforde
rungen des Dienstpostens und die Befähirang der Mitarbeiter"^. Aus der
Abweichung zwischen der SOLL-Vorgabe und dem Qualifikationsstand
der Mitarbeiter (IST) ergibt sich der Aus- und Fortbildungsbedarf einer
Verwaltung.

Dieses theoretische Modell, dessen Ausgestaltung in der Praxis auf er
hebliche Umsetzungsschwierigkeiten stößt, fußt auf der von der Studien
kommission für die Reform des öffentUchen Dienstrechts propagierten
Philosophie des Anforderungs- und Eignungsprofils"^. Bei einem An
forderungsprofil handelt es sich um die systematische Darstellung der An
forderungen (ausgedrückt in Fähigkeiten, Fertigkeiten, Kenntnissen und
ggf. auch in Persönlichkeitsmerkmalen), die für die erfolgreiche Aus
übung einer Tätigkeit vorausgesetzt werden müssen"^. Die Studien-

168 Meixner, Personalpolitik, aaO, S.282ff.
169 Johannsen, D.y Zur Evaluierung der Verwaltungsfortbildung, in: VR 8, 1979, S. 263 ff.
170 Heldmann, W., Bildungsforschung und Bildungsplanung, in: Groothoff H. H.

(Hrsg.), Pädagogik, S.45ff.
171 Gonschorrek, Saul, aaO, S. Iff.
172 Meixner, Anforderungs- und Eignungsprofile, aaO, S. 171 ff.
173 ebenda, S.172f.
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kAP '' Anforderungs-Profil

Merkmale

Fähigkeiten Fertigkeiten Kenntnisse Pers.-Merkm. Kategorie

EP Eignungs-Profil

Darstellung der Anforderungen in einem Stabdiagramm; aus: Meixner, Personalpolitik,
S.307.

kommission fordert solche Profile für jeden Dienstposten, zumindest
aber für eine Gruppe vergleichbarer Dienstposten"'*.
Zum Anforderungspronl gehört korrespondierend das Eimungsprofil.

In ihm wird kompatibel zum Anforderungsprofil die individuelle Befähi
gung eines Mitarbeiters erfaßt"®.

Durch einen Vergleich von Anforderungs- und Eignungsprofil ist es
möglich, den Aus- und Fortbildungsbedaif zu bestimmen.
Die von dieser Konzeption ausgehende Faszination darf jedoch nicht

darüber hinwegtäuschen, daß man in Wirtschaft und Verwalmng von ei
ner Breitanwendung dieses Modellrahmens noch weit entfernt ist.

174 Studienkommission für die Reform des öffentlichen Dienstes, Bericht der Studien
kommission, Baden-Baden 1973, S. 212 ff.

175 Meixner, Personalpolitik, aaO, S.307.
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Anforderungs- und Eignungsprofile können unterschiedlich aufwendig
dargestellt werden. Sie können
- auf Nominalskalenniveau
- in einer Rangreihe (es werden die Kenntnisse nach Bedeutung für diesen

Dienstposten gereiht)
- in einer Merkmalabstufung (jedes Merkmal wird quantifiziert, analog

einer Taxonomie von Lernzielen)
beschrieben werden^''®.

241. Anf orderungsprofile als Grundlage der arbeitsplatzbezogenen
Qualifikationsbedarfe

Die Forderung nach Berufsfeldbezug bei Aus- und Fortbildungsmaß
nahmen läßt sich nur dann umsetzen, wenn man über hinreichende
Kennmisse verfügt, was auf den Arbeitsplätzen der öffentlichen Verwal
tung jetzt und in Zukunft gefordert wird. Zur systematischen Erhebung
uncf Aufarbeitung dieser Informationen werden im öffentlichen Dienst
Arbeitsfelduntersuchungen durchgeführt
So unternimmt Schüssler einen pragmatischen Einstieg für ein abgegrenztes und über

schaubares Tätigkeitsbild (Referent in einer obersten Bundesbehörde), um die Qualifika
tionsanforderungen systematisch und arbeitsplatzbezogen zu erheben. In einem ersten
Schritt ermittelte er hierzu die typischen Tätigkeiten dieser Funktion"®:
- Erschließung interner und externer Informationsquellen,
- schriftliche und mündliche Informationen der Vorgesetzten bis zur Leitung,
- Verwertung von wissenschaftlichem Hilfsmaterial,
- Kontakte mit Verbänden, Organisationen, Interessensgruppen,
- Mitwirkung im Gesetzgebungsverfahren...,
- Bearbeitung parlamentarischer Anfragen u. a. m.

Charakteristisch für Analysen dieser Art ist es, daß auf eine Tätigkeits
erhebung, die zu Tätigkeitsclustern führt, in einem weiteren Schritt die
Zuordnung von Fähigkeiten, Fertigkeiten und Kenntnissen folgt Dies
gilt für die Untersuchungen der Freien und Hansestadt Hamburg für den
gehobenen Verwaltungsdienst^®", die Berliner Arbeitsfelduntersu-

176 ebenda, S. 308 ff.
177 ebenda, S.249ff.
178 Schüssler, H., Auswahlverfahren für den Aufstieg in den höheren Dienst, in: VuF 3,

1973, S. 124ff.
179 Clusterverfahren sind Gruppierungsmethoden, die nach bestimmten, vorgegebenen

Kriterien Dienstposten nach Ähnlichkeit bündeln. Vgl. hierzu Meixn er, Personalpoli
tik, aaO, S. 321 ff.

180 unveröffendichtes Manuskript.

85



Aus- und Fortbildung in der öffentlichen Verwaltung

chung^®^, die Untersuchung der Fachhochschule für öffentliche Verwal
tung Kehli®^ sowie für die Untersuchung von Landeck über die Tätig
keitsfelder des mittleren allgemeinen Verwaltungsdienstes^®®.
So wurden etwa in der Berliner Arbeitsfelduntersuchung statt der einen Hilfsreferenten-

funktion ca. 350 Tätigkeitscluster unterschieden, die in vier Tiefenstufen aufgeteilt wurden.
Neben dieser quantitativen Dimension wurde auch die Häufigkeit ermittelt, in der dieses ty
pisierte Cluster insgesamt auftrati®''. »Aus diesen Angaben ergibt sich ein LeistungsprofU,
das die Qualifikationen kennzeichnet, die im Berufsfeld erbracht werden. Derartige Lei
stungsprofile sind u. a. für den Gesamthereich des gehobenen nichttechnischen Dienstes der
Berhner Verwaltung wie für jede einzelne Besoldungsgruppe ausgedruckt worden.«i®® Die
Qualifikationsuntersuchung von Landeck ging von einem vierzehntägigen Protokollzeit
raum aus. Erfaßt wurden hierzu 396 Arbeitsplätze der Hamburgischen Verwaltung, die als
repräsentativ galten. In einer auf die Beobachtungsphase (Selbstbeobachtung) folgenden In
terviewphase wurden die Tätigkeitsangahen ergänzt und die Dienstposteninhaber in Hin
blick auf weitergehende ausbildungsrelevante Fragestellungen exploriert. Mittels einer Clu-
steranalyse wurden acht unterschiedhche Arbeitsfelder, die sich durch charakteristische
Kenntnisse beschreiben lassen, identifiziert^®®.
Eine Befragung des »Oberprüfungsamtes für die höheren Verwaltungsheamten« geht

ebenfalls von den Tätigkeitselementen aus. Sie sind dem Management-Zyklus folgend in
Planungs-, Entscheidungs-, Realisiemngs-, Organisations-, Veranlassungs- und Informa
tionstätigkeiten aufgeschlüsselt worden (Führungskomponenten). Dieser Dimension der
Führungskomponenten wird eine Dimension von Ohjektkomponenten (fachübergreifende,
allgemein fachliche, fachspezifische) gegenübergestellt. In einer Matrix werden diese korre
spondierenden Dimensionen miteinander verknüpft, und den so ermittelten Tätigkeits-
clustern werden dann durch Experten Fähigkeits-, Kenntnis- und Fertigkeitsmerkmale zu
geordnet^®'.
Brinkmann, Pippke, Rippe haben in ihrem Ansatz: »Tätigkeitsfelder des höheren Verwal

tungsdienstes« die Dienstposteninhaher aufgefordert, durch Selbstbeobachtung einen Ar
beitsakt, der durch inhaltlich beschränkte Zeitintervalle definiert wird, zu beschreihen. Aus
diesen Erhebungen leiten Brinkmann u.a. ihre Anforderungen an den höheren Verwal
tungsdienst ab'®®.

181 Dolly O., Zur Orientierung von Lernzielen an Berufsfeldanalysen, in; DVP 1, 1977,
S. 5ff.

182 Fachhochschule für öffentliche Verwaltung Kehl (Hrsg.), Bericht über die Arbeitsfeld
analysen des gehobenen Verwaltungsdienstes Baden-Württemberg, Umdruck.

183 Landeck, K. ]. (Hrsg.), Arbeitsfelduntersuchung im mittleren allgemeinen Verwal
tungsdienst, Hamburg 1975.

184 Dolly aaO, S. 7ff.
185 ebenda, S. 12.
186 Landeck, aaO, S.57.
187 Duvenbeck, aaO, S. 124ff.
188 Brinkmann, G., Rippe, W., Pippke, W., Die Tätigkeitsfelder des höheren Verwal

tungsdienstes, Opladen 1973.
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Im Auftrage der Studienkommission untersuchten w. Behr undSchultz-Wild die Arbeits
struktur in der öffendichen Verwaltung. Den Schwerpunkt ihrer Untersuchung legten die
Autoren auf Expertenbefragungen'®'.
Neben diesen offenen Verfahren setzen sich immer deutlicher standardisierte Verfahren

bei Berufsfelduntersuchungen durch. So ist die vonFlanagan entwickelte Methode der »cri-
tical-incident-technique« (CIT) darauf ausgerichtet, Informationen über effektives und we
niger effektives Arbeitsverhalten zu gewinnen"". Dabei werden zunächst die kritischen Er
eignisse, die zu einem besonders erfolgreichen oder weniger erfolgreichen Arbeitsverhalten
geführt haben, gesammelt. Gewichtet und skaliert sind sie dann in einem weiteren Schritt die
Basiswerte für eine CheckHste.

Schmidtke und Schmale beziehen ihre Analyse, ebenso wie Theologus, Romashko und
Fleishman, auf die Fähigkeiten. Eine vorgeschaltete Aufgaben- oder Tätigkeitsanalyse wird
nicht exphzit gefordert"'.
Der Ansatz des »Position Analysis questionaire« (PAQ), der von McCormik und seinen

Mitarbeitern (1967) entwickelt wurde, geht davon aus, daß »allen Tätigkeiten eine gemein
same Verhaltensstruktur gewissermaßen immanent sei"^. Diese Verhaltensstruktur müsse
sich hervorheben und zu .einem generellen Erhebungsinstrument verarbeiten lassen, wobei
die gemeinsamen bzw. korrespondierenden Elemente über verschiedene Skalen- und Ge
wichtungstechniken (z. B. Faktorenanalyse) zu quantitativen Aussagen verarbeitet werden
köimen.« McCormik versuchte eine Übertragung von tätigkeitsorientierten Begriffen in
Termini von Anforderungs- und Eignungsmerkmalen.
Das Erhebungsinstrument besteht aus nahezu 200 Tätigkeitselementen, die vor allem auf

den Menschen und weniger auf Tätigkeiten und deren Strukturen zugeschnitten sind. Erfaßt
werden

- die Informationsaufnahme,
- die Informationsverarbeitung,
- die Techniken der Arbeitsausführung,
- arbeitsrelevante Beziehungen zu anderen Personen,
- Umgebungseinflüsse"®.

Die Job-Inventur ist das wohl ausgereifteste standardisierte Verfahren für die curriculare
Ausgestaltung von Aus- und Fortbildung. Es besteht aus einer Befragungssystematik (Er-

189 Behr, W. v., Schultz-Wild, R., Arbeitsplatzstruktur und Laufbahnreform im öffentli
chen Dienst, Baden-Baden 1973.

190 Triebe,]., Fischer, K., Ulrich, H., Problemstudien zur Informations-und Entschei-
dungsfindung bei der Auswahl von Bewerbern für den öffentlichen Dienst, in: Anla
genband 10 des Berichts der Studienkommission für die Reform des öffentlichen
Dienstrechts; S. 17ff.

191 Hoyas, Graf C., Arbeitspsychologie, aaO, S. 133.
192 McCormik, J. M., The Development and background of the Position Analysis Ques

tionaire (PAQ), Lafagette 1969; Frieling, Ottmann, Petzer, Analyse der Ähnlichkeiten
von 112 Management-Positionen, in: FB 5, 1975, 8.145.

193 Rohmert, W., Luczak, K., Landau, K., ArbeitswissenschaftiicherErhebungsbogen zur
Tätigkeitsanalyse-AET-, in: ZfA 3, 1975, S.IOHL;Rohmert, W., Landau, K., Ar
beitswissenschaftliche Erhebungen zur Tätigkeitsanalyse im EDV-Bereich, in: FB 7,
1977, S.153.
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hebungsinventur und Fragebogen), einem Rechnerprogramm und einer Auswertesyste-
matik^'"'.

Analysegegenstand sind abgegrenzte Organisationseinheiten mit ihren Tätigkeiten und
Funktionen. Eine Abbildung erfahren sie in den Fragebogen durch Aufgaben- und Verrich
tungsbeschreibungen. Diese in Objekt-Prädikat dargestellten Verrichtungen sind nach per
sonellen, organisatorischen und curricularen Kriterien einzustufen.
Die Erhebung erfolgt flächendeckend, wobei in jeder Erhebung jeweils eine in sich ge

schlossene Teileinheit der Verwaltung unabhängig von der Managementebene erhoben
wird "5.

242. Eignungsprofile als Grundlage der personengebundenen
B edarfsermittlung

Die Analyse des Aus- und Fortbildungsbedarfes muß nicht immer Sache
von zeitaufwendigen Untersuchungen sein. Mitunter genügt es, vorhan
dene Erkenntnisunterlagen heranzuziehen, um die »Lücke« zwischen den
Anforderungen am Arbeitsplatz (Anforderungen, SOLL) und den vor
handenen Qualifikationen des Mitarbeiters (IST) zu identifizieren.
In diesem Sinne schlägt Mager daher auch neben der Qualifikations

analyse und der Zielgruppenanalyse, deren methodische und praktische
Probleme in Ziffer 241. andiskutiert wurden,

- die Analyse der kritischen Zwischenfälle,
- die Verhaltensanalyse und
- die Zielanalyse

vor 15®.

A. Die auf Flanagan zurückgehende Analyse kritischer Zwischenfälle
(critical-incident-technique, CIT) stellt die Frage in den Vordergrund:
Was funktioniert nicht, und wie kann dies geändert werden^®''?
Aus dieser IST-Analyse werden dann Rückschlüsse zur Verbesserung

des Arbeitsabläufes gezogen, die sich beziehen können
a. auf eine Änderung der organisatorischen Regelungen,
b. auf eine Änderung des Mitarbeiterverhaltens.

In beiden Fällen entsteht in der Regel ein zusätzlicher Fortbildungsbe
darf.

B. Ein wichtiges Instrument der Verhaltensanalyse ist in der Verwaltung
die Mitarbeiterbeurteilung. Hieraus lassen sich neben den motivationalen

194 Meixner, PersonalpoEtik, aaO, S.264ff.
195 ebenda, S. 268.
196 Mager, R.F., Zielanalyse, Weinheim, Basel 1973, S.16ff.
197 Vgl. hierzu S.231ff.
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Faktoren, die die Mitarbeiterleistung bestimmen, auch arbeitsplatzbezo
gene Stärken und Schwächen des Mitarbeiters ableiten.

Ersteller und Bewerter der Mitarbeiterbeurteilung ist der Vorgesetzte.
Hieraus leiten sich eine Reihe von Meß- und Interpretationsproblemen
ab 15®. Um das Urteil treffsicherer zu gestalten, hat der Bundesinnenmini-
ster zwei verbesserte Instrumente vorgeschlagen: Die Verwendungsbeur
teilung, die sich vornehmlich auf die Fähigkeiten eines Mitarbeiters kon
zentriert, und die Leistungsbewertungi®®. Bei der Leistungsbewertung
werden Arbeitsziele vorgegeben (SOLL), die am Ende einer Beurtei
lungsperiode mit den erzielten Leistungen des Mitarbeiters verglichen
werden. Bei einer negativen Abweichung zwischen Vorgabe und erreich
ter Leistung wird dann geklärt, welche Fortbildungsmaßnahmen gegebe
nenfalls einzuleiten sind.

C. Die Zielanalyse leitet sich aus der Verwaltungspolitik und hier vor
nehmlich aus der Organisations- und PersonalpoÜtik ab. So ergeben sich
etwa aus den Organisations- und Führungsrichtlinien für die Mitarbeiter
Verhaltensnormen, die nicht nur ein sachbezogenes Arbeitsergebnis im
Auge haben, sondern auch, auf welche Weise die Aufgabe zu lösen ist
(z.B. kooperative statt autoritäre Führung)^®®.

198 Meixner, H. F., Verfahren der Mitarbeiterbeurteilung, in: PersV 6, 1981, S. 121 ff.
199 ebenda, S. 123f.
200 Gonschorrek, Saul, aaO, S.3.
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